










































Souverinit:"t, eine grobe Einmischung in die inneren Angdegenheiten 
del Volkes von Ka.mpuchea und widenpricht voll und ganz der Moral 
und den Prinzipien der UN-Chana. Die Linder Indoc:hilWl bestätigen 
noch einmal ihre Pmition, nämlich daß lil' kategorisch solche Resolu· 
tionen zuriick wd..en. 
!I, Um frieden und Stabilitit in SUdo.tüien wiedemenuSlellen, in 
es unl'ntbchrtich, daB China ,einer feindlichen Politik gegenübtt den 
drl'i Völkern Südostasieno und Kinc:r Politik der Einmischung in an· 
deren Lindern der Region ein Ende Ktzt. 
Die drei l...lnder IndochilWl und Chinl sind niehste Nachbarn, dl'Ten 
Beziehungen lIur unlte Zeiten zwüdgrllen. Die: Völker ron Viet· 
nam, Laos und Kampuchn schlitzen ihn: traditionelle freundschaft 
mit dem chinnisd!en Volk weiterhin xhr hoch. Von dl'T Polilik des 
FriedelU, der freundschaft und des Wohlwollens ausgehend, kiln· 
digen die SKV, die VO R LaOI uAd die VR Kampucl1ea ihre Bereit· 
schaft an. mi l der Volksr<:publik Qun:a jeweih bil;atl'Ta.le Vertrige der 
friedlkhen Koc:xistem zu untcruichnen, beruhend .. ur dl'n Grund· 
sitzen der Itrengen Beachtung der Unabhängigkeit, und 
territorialen In tegritat des anderen, dei Nichumgriffs, der Nichtein· 
mischung in die inDenn Angelegenheiten des Anderen, dl'T Gleich· 
berechtigung und des gegenseitigen Vorteils, des gutnachbarlichen 
Verhaltens und da &:hliehtens aller Streitigkeiten mit friedlichen 
Mittcln. 

Bcreiuchart zur Regelung mit China 

Die SR Vietnam fordert die VR China duu auf, die vietn.amesisch· 
chin«ischen Gespräche zu einem frühen Zeitpunkt wiederaufzundl· 
men wie von vietnamesifCher &:ite aus wiederholt \/Crlangt wurde, 
um die Probleme in den Beziehungen lewischen den zwei Lindern zu 
löscn. Die vietnamesische Seite versichert noch einmal ihre Bereit· 
schaft, im Kahmen solcher Gespriche fragen, die ..on der chinesi· 
schen Seile voIletragen werden, zu erörtem und \/Crlangt. daß diese 
die gleiche lIaltl,.lnll gegcnLiber fragen einnimmt, die rur Vietnam von 
Intaessc sind. 
Im Interase der helden Völker Laos' und Olina. \'eTbng1 die VOR 
Laos, daß die VR Chin:l die Unabhingigkei t, Souvmnität und tcm· 
torialc Integritit von Laos respektiert und aufhört. die Clique reu· 
tionirer Laoten Im E!til auf chinesischem Boden und in anderen 
UndCTn zu untcrstiJlU:n, den milit.rischcn Drohungen in den Grenz· 
gebieten zwischen Lau. und China ein Ende zu K t7.Cn, keine Spione 
und Sonderkommandol mehr nach Lao, zu senden und mit der \1:r· 
Ieumderischen PrOp311'1nda legen die Volk,demokratische Republik 
Laos aufzuhören. Die VOR Lao. 1St da Auffassung, daß eine gUn· 
,tige Antwort auf diese ger«hte forderung eine Grundlage bilden 
wird zur Wiederhentdlung normaler freundschaftlicher 
zwischen den zwei Ländem. 
Die VR Kampuehea fordCl't , daß die VR Chin:l aufhör t, die Pol,Polf 
leng·SaryfKhieu Samphan·Cliquc und andere Khmer·Reaktion.ire 
gegen die VR Kam puehca ein;r;usct>:en, daß sie die Unabhängigkeit 
und Souverllni tlh KamilUchcDs respektiert und daß sie aufhört, sich 
in die inneren Angelegenheiten da Volksrepublik Kampuchea ein:tu· 
mischen, deren einziger und rechtmäßiger Vertreter der Revolutio· 
näre Volkua! ist. Die Volksrepublik Kampuchea bt:trilehtet die eben· 
gc: nannten Punkte als eine Grundvorolunetzung flir frieden und Sta· 
bilitiit in SüdOUD.Slen IOWie für die Nonnalisierung der 
zwischen der VR Kampuchea und der VR China. 
Sollten die genannten Vorlchl:.ige der drei Länder Indochinas bl'i der 
chinesiJChen Seite auf eine posilive Rnonanz stoBen, werden sie 
dazu beiuagen, die freundschart zwischen den Völkern Indochinas 
und dem chinesischen Volk wiedahenu,tctlcn sowie den Frieden 
und die Stabilität in Soooilasien zu erhalten. Die Staatsorgane Pe· 
kings sollten ihre Worte da .. Wohlwollens" mi t pralaifChen Hand· 
lungen bctegen. 
4. Obwohl sich die Linder Indocbina, und die ASEAN--5Ia;aten in 
ihren poli tifChen und sozialen Systemen sowie in ihrer Stellung· 
nahme zu wrschicdcnc:n fragen unterscheiden, teilen sie doch ge. 
meinsame gJlmdlegc:nde In teres.en im Uinblick auf den regionalen 
Frieden, auf Stabilitlit, J'reundfChaft und Zusammenarbeit , die 
lebenswichtige Bedmgungen zur Erhaltung der nationalen Unabhän· 
gigkeit und Sicherheit , ind towie für den Aufbau ihrer Linder zu 
Wohlstand und Glllck: jedes auf seine eigc:ne Weise. 
Die Lli.nder Indochirnu und die ASEAN·St:utten sollten im Intere"" 
ihrer eigenen Völker und der Region als Ganze die Einmischungs· 
und Spaltungsablichten von Ländern außerhalb der Region ausmer· 
zen und sollten die Beziehungen der Freundschaft und Zusammen· 
arheit nicht durch Differenzen und Uneinigkeiten beeinflussen las· 
sen, damit SüdostaJien zu einer Zone des friedens, der Stabilität und 
des Wohlstandes gemacht wird. Dementsprechend haben die Länder 
Indochina., nachdem sie Uber imperialist ischen Angriffskriege 
gesiegt und nationale Unabhängigkcit,.freiheit und Einigkeit zurück· 
gc:wonnen haben, die Vergangenheit bciseitegelassen und die Initia· 
ti\/C ergriffen. die Nonnali,ierung der Beziehungen zu den ASEAN· 
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Sluten zu fördern. Die Nonnalisicruna nelll den Beginn eines neuen 
Kapitdl in da- Geschichte SüdostaJie"" du, in aber bedlluerlicher· 
wc1.e in den letuen paar Jahren untergraben worden. 
Oie Erfahrung da- letzten l'wei Jahre hat wieder peigt, daß die 
Konfrontlltion und das Aurl'wingcn da eigenen Willens gegen\lbc:r 
dem anderen nur dazu ruh ren, die Spannung in Südostasien zu \/Cr· 
schWen. Die unennüdliehen Bemühungen da: drei Indo­
dlilWl, den oiaJOS aufre<:huuerhalten und alle Streitf""gen durch 
Vemandlungen zu schlichten. hilben sich als der richlige Wc, er' 
wiesen., den regiOrWen Frieden. Stabilitit und Zusammenarbeit zu 
ganntierrn. 
In dkscm Geilt schlagen Vietßllm, Laos und Kampuchea vor, daB: 
a) eine Regionalkonfereru: zwischen den zwei Gruppen - den 
Lindl'Tn Indochina, und den ASEAN·Staaten - abgehalten wird, um 
im Interesse des friedens , der Stabilität, der Freundschart und Zu· 
ummenarbcit In Südoltaslen JCnleinsame Probleme zu aörtern au f 
der Grundlage der Grundsitze der G\cichberednigung, da gegen· 
seitigen Obercinstimmung, der Respektierung der Unabhängigkeit, 

und territorialen Jntegritjt eines jeden Landes, da 
NichteinmifChung von außen. und dei Grundsatzes, daß keine da 
bc:iden Gruppen der andl'Ten ihren Willen aufzwingt. 
Im gemeinsamen Interesse der Region sollten die Länder Indochinas 
und die ASEAN-5taaten frühzeitig alle Hindernisse beseitigen und die 
Fragen zur Abhaltung ei ner solchen Konferenz erörtern. Die Tages­
ordnung. der Zei tpunkt und der Ort der Konferenz sollen von beiden 
Gruppen vereillbart " ·erden. 
Die drei Under Indochinal schlagen ihrerseits \'o r, daß die Konfe· 
ren>: im Man 198 1 dnbcnJfen wird. daß der Tagungsort entweder 
abw«h.elnd in der Uauputadt eina der Under Indochinas und der 
Uauputadt dnes der ASEAN·Staaten sein soll oder die Haupt$tadt 
ein« anderen Landa in auf die sich die 8eteiligten einigen. 
Oie drei Länder Indochinas werden dic Teilnahme der Sozialilllischen 
Republik Burma an der Konferenz begrUBen und die EntJCheidung 
Burmas zur Teilnahme oder Niehllei lnahme voll respektieren: 
b) eine breite intClTLiltionale Konfaenz einberufen wird, um dle.e 
Abkommen anzuerkennen und zu !rolf'antieren. nachdem die Lindl'T 
der zwei Gruppen ein Abkommen libCl' frieden und Stabilitit in 
SüdOlitasien abgeschlossen haben. 
Zur Vorbereitung der Rqtion.alkonfereru: zwischen den zwei Gru]> 
pen wird ein Vorbcrcitunptreffen zwischen einem Vertreter der drei 
Linder Indochinas und einem Vertreter da fiinf ASEAN--5t:Ulen 
stattfinden. Oie drei Linder Indochinas henennen die Volksdemo­
kratiJChe Republik Lao.; als ihren Vertreter bei einem solchen Tref· 
fen. 
Der DIalog zwischen den Lindern Indochinas und den ASEAN· 
Staaten wird sicherlich duu beitragen, die Spannung abzubauen, ihr 
gc:genseitiges Versuindnis und Vertraucn allmählich zu fördem. und 
die Klärung dringender gemeinsamer Fragen zu erleich tern, um 
Schritt für Schritt die Bezichungen zwischen den zwei Gruppen zu 
verbt'ISern und lomit gute Auuichtell rur den Aufbau Südostasiens 
zu einer ZOlle des f riedens, der Stabi litä t. der freundschaft und 
Zusammenarbeil zu schaffen. 
Die drei Länder Indochinas hoffen, daß ihre gerechten und der Lage 
angemesll'nen Vorschläge und ihr Wohlwollen auf ein po.iti\/C, Echo 
bei den ASEAN·Slaaten stoBen - in Obcrein5timmung mil den Be· 

de r Völker SUdona,ienJ und der Welt. 
Ho-Chi·Minh·Stadl. den 28. J anuar 1981 
(Quelle: Vietnam Kurier . Sonderdruck. Düsscldorf, f ebruar 1981) 

SERVICE CIVIL INTE RNATIONAL, 
Dell ucht'r Zweig e.V. 

_ AFRIKA· KO:o.IMISSION -

freiwillige r.ir Workcamps gesuc ht 

In Zusammenarbeit mit Partnerorg;anisationen in Afrika (Senegal. 
Sierra Lcone, Elfenbeinki.tste, Ghana, Togo. Nigeria, 8ot,w;,m;a und 
Lesotho) \/Crmi ttcl t d ie Afr ika·Komm is.sion des SCI im Sommer 
1982 wieder Teilnehmer 111 mternationale Work(:;l.ffips (!I-6 
Wochen). 
Die freiwilligen helfen durch unbeuahlte Arbcit beim Au!bau einer 
Infrastruktur wie Schulen, U05pi tälern u.li. Dies wird großenteil1 
zur Untentützung von SclbJlhil ft'projekten der ländlichen Bev;,;l· 
kerung durchgeruhrt. 

zur Teilnahme in die Beteiligung an zwei Vorberei· 
tungneminaren im April und J uni 1982. Im Hcrbst fUhren wir dann 
ein Aus,",'C'rtungnrdfen durch. 
Wir erwaTlen auch die weitere Mitarbeil in der Afrika·Kommiuion, 
beilpielsweise bei unserer Solidaritlil5arbeit in der 8RD. 
Informat ionsmaterial und Vorann,eldung (mit Vennerk AlB· 
Anzeige) bis Ende oe:r.cmber 198 1 an: 
SCI - Afrika·Kommi .. ion, Blilcheutr. 14,5'00 Bonn I 



Angola 

Jürgen Ostrowsky 

Probleme und Positiva 
der neuen MPLA 

Der außerordentliche Kongrcß der angolanischen Volks­
befreiungsbewegung Partei der Arbeit (MPLA.PdA) vom 
17. bis 24. Dcumber vergangenen Jahres fand im Umfdd 
mehrerer historischer Daten der jüngeren angolanischen Ge­
schichte statt: funf Jahre zuvor, am 11. November 1975, 
hatte die Volksrepublik Angola (VRA) ihre: Unabhängigkeit 
proklamiert; fast gcnau drei JahTlt: zuvor, 1977, war auf dem 
1. ordentlichen Kongreß die MPLA·Partc:i der Arbeit gegrün­
det worden; etwa ein Jahr zuvor schließlich war der MPLA· 
Milbcgri.lnder, Führer der Bewegung im Befreiungskampf. 
Staatspräsident der VRA und Vorsitzender der MPLA·PdA, 
Dr. Antonio Agostinho NCIO, gestorben und durch Jose 
Eduardo dos Santos ersetZ! worden. 
Damit stellten sich zugleich die fragen dieses außerordent­
lichen Kongresses: Inwieweit waren die Ziele realisiert wor· 
den, die mit der UnabhJngigkeit angestrebt werden konn· 
ten? Wie hatte die Partd die ihr zugedachte Rolle errullen 
können? Konnte das Vermächtnis Agostinho Netos be­
wahrt und weiter erruHt werden? 

01 und Diamanten - Pluspunkte der Wirtschaft 

Seit der Unabhängigkeit halten stets vier Schwerpunkuet­
zungen das Bild der angolanischen Entwicklung beherrscht: 
Erstens die Entwicklung eines wirkungsvollen Systems der 
demokratischen Beteiligung des Volkes an seiner Regierullg 
auf alIeIl Ebenen fur eine Bevölkerung. die seit dem 19. 
Jahrhundert (und in großen Landesteilen noch viel langer) 
,.sämtlicher Bürgerrechte oder Mitsprache an ihrem kollek­
ti\'en oder sC'lb5t individuellen Geschickt beraubt war".l 
Zweitens der Aufbau einer modernen und gesamtnationalen 
Wirtschaft mit dem ZiC'l der stetigen Stdgerung der Produk­
tion von einem sehr niedrigen Niveau des kolonialc:n 
,.Erbes" aus. 
Drittens die Verwirklichung militärischer Sicherheit und 
viertens auf der internationalen Ebene die Erweiterung der 
politisch-diplomatischen Kontakte und die Unterbindung 
jeglicher Versuche einer Unterminierung der Unabhängigkeit 
der neuen Republik. Das Kernstuck dieser Prioritäten ist die 
Entwicklung der Volk. macht, ihrer Org-oIne, der Massen­
organi~ationen und der Partei, delln der fortschritt auf allen 
anderen Sektoren hängt von demjcnigen in diesem Bereich 
,b. 
Eine Reihe von Erfolgen konnten auf wiruchaftlichem Ge­
biet erreicht werden. dennoch ergibt sich ein widerspruch­
liches Bild. Einersl."iu verzeichnet die Produktion vor allem 
in den Bereichen Olförderung und neuerdings auch wieder 
Diamantengewinnung teils beträchtliche Steigerungen: Die 
Erdölproduktion hat inzwischen den Stand von 1973 wieder 
erreicht und übertroffen, während die Diamantenausbeute 
fur 1980 auf etwa 1,5 Mio Karat geschiill.t wird - zwar 
noch bei weitem nicht ein Ergebnis wie das bisherige Re­
kordjahr 1973 (2.12 Mio Karat), aber berl."iu eine Verdop-

pelung des 1978er Ergebnisses. 
Die Rekonstruktion der früheren Hauptproduktionsbereiche 
01 und Diamantengewinnung (in bl."iden hat der angola ni­
sche Staat die Mehrheit der Anteile übernommen) schlägt 
sich positiv in der Außl."nhandelsbilanz nieder. 1979 impor­
tierte die VRA fUr rund 28 Mio Contos (etwa 1,5 Mrd 0:\1) 
- darunter vor allem Nahrungsmittel - und exportierte an 
die 39,5 Mio Contos (ca. 2,1 Mrd DM): Hauptexporte waren 
mit 26,7 :\tio Cont05 Rohöl (dazu für 2.5 :\1io Olprodukte) 
sowie Kaffee (5,7 Mio) und Diamanten (4,2 Mio).2 
Solchen positiven Wachstumsraten steht jedoch die nach wie 
vor schlechte Versorgungslage der Bevölkerung vor allem 
mit Lebensmitteln und Gütern des täglichen Bedarfs entge­
gen. Für diesen "besorgniserregenden" Zustand machte 
schon im Mai 1980 das Zentralkomitee der MPLA-Partei der 
Arbeit niedrige Produktion und Produktivität neben I."iner 
Anzahl weiterer objektiver Probleme verantwortlich_ Im 
Rechenschaftsbericht. der dem außerordentlichen Parteitag 
\'orlag, wurden diese Mängel erneut kritisiert. 3 

Verantwortlich neben langfristigen folgen der Zerstörungen 
in den Befreiungskriegen und den Auswirkungen südafrika­
nischer Überfälle (z.B. insbesondere auf die Transportmög­
lichkeiten) sind nach Auffassung des ZK der MPLA-PdA 
zumal geringe Effizienz einiger Sektoren des Staatsapparates 
.. sowie die Nichterftillung der Beschlusse und Hinweise der 
Partei"_ 
Im Zusammenhang damit stehen wiederum Probleme der 
Entwicklung dl."r Volksrnacht, sofern es sich nicht um das 
lIauptproblem der okonomischen Entwicklung Angolas han­
delt: den aufgrund der Flucht der Portugiesen (etwa 
300.000) bestehenden gravierendcn Mangel an ausgebildeten 
fachleuten, Ingenieure. finanzexperten, kompetente Ver­
waltungsfachleute. facharbeiter. Auch der aufopfernde Ein­
satz einer großen Zahl kubanischer fachkräfte, unterstützt 
von Helfern aus anderen sozialistischen Ländern konnte hier 
erSlteilweise Abhilfe schaffen. 
Auf das Konto von Inkompetenz. Schlendrian, Burokratis­
mus und nicht zuletzt offener Sabotage gehen allerdings 
Zustände wie das Verrotten von 1..8. Erdnussen im Werte 
\'On umgerechnet etwa 70 Mio 0:\1. die fur den Export be­
stimmt waren, im Hafen von Luanda im April 1980 ein 
Skandal, auf den PräsidentJ.E. dos Santos mit der Entlas­
sung des Leiters der staatlichen Exportgesellschaft .. Ex­
portang" reagierte. 4 

Eine der Konsequenzen aus der schlechten Ver50rgungslage 
der Bevölkerung, die der außerordentliche Parteitag auf öko­
nomischem Gebiet zog. besteht darin, im anlaufenden 
Fünfjahrplan (1980-85) das SchwerRewicht noch stärker auf 
die Entwicklung der Landwirtschaft l:U legen. 
Das Problem der Gewährleistung der nationalen Sicherheit 
hat sich reduziert auf die Abwehr der Aggressionsakte Süd­
afrikas und seiner Handlanger: "ein st.indiger, nichterklärter 
Krieg, den uns der Imperialismus in diesem Teil Afrikas mit 
Hilfe des rassistischen und faschistischen Regimes in Sud-
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afri ka und seiner protegierten Marionetten aufgezwungen 
hat".' 
Von Südafrika als "Verfolgung" der für die Befreiung Nami­
bias kämpfenden Verbände der Südwestafri kanischen Volks­
organisation (SWA PO) ausgegeben, richten sich diese stän­
digen Angriffe vor allem gegen den Aufbau in der VRA. Die 
Zahl der Angriffe aus der Luft und zu Lande geht in die 
lI underte: vo n 1978 bis 1980, so gab Präsident dos Santos 
auf dem Parteitag an, forderten sie an die 1.800 To te und 
3_000 Verletzte: zerstört wurden Dörfer, Fabriken, Acker­
land und Verkehrseinrichtungen. 

Von Südafrika sowie aus anderen te ils dunklen Quellen un­
terstül2.t (darunter Länder wie Saudi Arabien sowie z.B. 
über Zwischenträger die CSU) agiert immer noch die als 
.,Bewegung" mit Einfluß faktisch kaum mehr existente 
UN ITA des Jonas Savimbi im Südosten Angolas. der nur 
sehr dünn besiedelt und verkehrsmäBig nur schlecht erreich­
bar ist. Ihr lIauptangriffsobjekt ist die Benguela-Eiscn­
b,lhnlinie aus dem südlichen Zaire an die Atlantikküste, einst 
eine wichtige Transportroute für zairisches und sambisches 
Kupfer, derzeit jedoch nur mit großen Mühen funktions­
rahig gehalten_ 
Mitunter machen UNITA-Gruppen auch als Terrort rupps in 
den Städten Angolas von sich reden, 

Jose E. dos Santos 

Bericht an den a. o. Kongreß 
der MPLA-Partei der Arbeit 

In dem von jose Ed1J,Qrdo dos Santos erstaUeten Bericht des Zen­
tralkomitees an den außerordentlichen Kongreß der MPLA-Partei 
der Arbeit heißt es u.a.: 
In den vergangenen drei Jahren haben wir den revolutionären Pro­
zeß fortgefUhrt. das Bündnis der Arbeiter und Bauem gefestigt und 
die nationale Einheit bewahrt_ Wir erfüllen das Vermächtnis unseres 
unv.:rgessenen Führers. du Präsidenten Dr. Amonio Agoslinho 
Neto_ 
Die MPLA-Partei der Arbeit in integJierter und akti,-er Bestandteil 
der fortschrittlichen revolutionären Krähe, die an der Seile der 
Broderpaneien der sozialistischen Gemeinschaft gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung, fur Gerechtigkeit und sozialen Fortsehri!! 
kämpfen. Im Zeitraum 1978 b'$ 1980 wurde der bevorzugten 
.Stärkung der während zweier Bdreiun~kriege mit den Parteien 
und Völkern der sozialis tischen Gemeinschaft geknüpften Bande 
der Freundschaft und Solidarität besondere Aufmerks~mkeil ge­
widmet. Mit den Parteien der soziJlistischen Gemeinschaft sind Ab­
kommen über die ZU!klmmenarbeit abge"hlossen worden_ Unsere 
Beziehungen berohen auf der gemeinsamen ideologischen Grund­
lage. 
Die MPLA-Pa7tei der Arbeit habe g"oße Anstrengungen ar Unter­
d~'lzung des Befreiu/llfskampfes der Völker für Un4bhängigkeil und 
natiorwle SOUlJcriinitat unternommen. In enger Zurommerwroei/ 
mit den anderen FronUtaaten habe Angola der SWAPO alle /lilfe 
und Solidtm'/at erwiesen und einen Bei/rag für die Befreiung Nmn" 
bias geleistel_ 
Wir stehen auch an der Seite der umerdTi.icktcn Massen Siidafrikas 
und ihrer Avantgarde, des ANC. Wir sind für die Festigung der 
afrikanischen Einheit und für die friedliche Regelung innerafrika­
nischer Konflikte. 
Die MPLA-PdA ist die Partei der Arbeiterklasse, ihres Hauptver­
bündelen, der Bauernschaft und aller werktätigen Massen. 
S;~ ui eine revolulioniire Partei. Ihre Grundlnge sei der wiuen­
schaftliche Soziaiismul. und lie bekenne lieh zum prole/art'schen 
Inlerlll1 tion4li,mu,. 
Nur durch die Erhöhung der ProduklilJitJit könne das Lebensnweau 
des Volkes lJerbeSfert w.,,-den. Deshalb wiirden die kommenden 
jahre. so wird im Bericht betont, jahre der A n.strengungen und der 
Opfer werden. Aber die Zeil bis 1985 müsse ~ur entscheidenden 
Etappe bei der Sehaffung der so~ialistischen und materiell-tech­
nischen Grundlagen für den Aufbau des Sozialismus werden. 
(Quelle: Informations Bulletin, Wien, Nr, 1-2. 1981, S, 50.52; 
Ausschnitte) 

28 

Gegen Südafrikas unablässige Angriffe werde Angola sich 
künftig nicht nur defensiv zur Wehr selzen, verkündete 
schon 1979 Verteidigun~minister Henrique " Iko" Carreira, 
Dies bedeutet nicht zuletzi eine Verstärkung der Beziehun­
gen zu den sozia listischen Ländern, die als einzige die Unab­
hängigkeit Angolas indirekt (durch Waffenlieferungen) wie 
direkt (durch die nach wie vor anwesenden kubanischen 
Truppen) verteidigen_ 
Ungeachtet der damit übernommenen Bürde hält Angola an 
der Unterstützung der SWAPO und des Afrikanischen Natio­
nalkongresses von Südafrika (ANC) fest. Damit und mit der 
Weigerung, die kubanischen Truppen und Fachleute aus 
dem Lande zu weisen, bezieht die VR Angola klare Positio­
nen auch gegen die neue US-Regierung, deren Außenmini­
ster AJexander Haig diese Forderung zur Voraussetzung 
einer Anerkennung der VRA gemacht haI. Inwieweit die 
Regierung Reagan sich von den positiven Erfahrungen des 
Gulf-Oil- Konzerns beeinnussen lassen wird. der ungeachtet 
der übernahme der Mehrheit seiner angolanischen Konzes­
sionen durch die Regierung der VRA seinen Geschäften 
nachgehen kann, bleibt abzuwarten. 
Unbeirrt erklärte J,E. dos Santos auf dem ParteikongreB: 
" Im Zeitraum 1978 bis 1980 wurde der bevorzugten Stär­
kung der während zweier Befreiungskriege mit den Parteien 
und Völkern der sozialis tischen Gemeinschaft geknüpften 
Bande der f.-reundschaft und Solidarität besondere Auf­
merksamkeit gewidmet. Mit den Par teien der sozialistischen 
Gemeinschaft sind Abkommen über die Zusammenarbeit ab­
geschlossen worden_ Unsere Beziehungen beruhen auf der 
gemeinsamen ideologischen Grundlage. "6 
Das System der Volksmachl, der Poder Popular, sieht den 
Aufbau demokratiScher Repräsentativ- und Exekutivorgane 
von lokaler bis nationaler Ebene vor, von den gewählten 
Vertreterversammlungen und deren von ihnen gewählten 
Ausschüssen auf Dorf- und Stadtteilebene bis zur Volksver­
sammlung, die am I L November 1980 feierlich eröffnet 
wurde, nachdem die notwendigen Versammlungen und Wah­
len in den Monaten zuvor abgelaufen waren_ 

Von der MPLA zur MPLA-Partei der Arbeit 

r..lit dieser Eröffnung hörte der bis dahin die Legislative bi l­
dende Revolutionsrat auf zu bestehen_ In der Praxis ist vor­
gesehen. in zunehmenden Maße, mit wachsender Erfahrung 
und Beteiligung, die Regierungsgewalt an das Volk zu über­
tragen. 

Besondere Verantwortung kommt in diesem Prozeß den 
Massenorganisationen zu wie der MPLA-Jugend. dem f."rau­
enverband Angolas (O~1A). dem Gewerkschaftsverband 
UNTA - der bereits etwa 600_000 Mitglieder zählt - , den 
Organen der Volksverteidigung (ODP), sowie überdies den 
St reitkräften_ 
Charakter und Problematik der angestrebten Realisierung 
des Systems der Volksmacht bedingen, daß vor allem be­
wußtseinsmäBig hochstehende und engagierte Frauen und 
Männer notwendig sind, um ihr Gelingen zu gewährleisten. 
Dies war der Grund, weshalb sich 1977 die Volksbewegung 
MPLA _ die damals über 11 0.000 MitgTieder verfügte - in 
eine t\rbciterpartei umbi ldete. in welcher neben der in An­
gola schwachen Industriearbeiterschaft vor allem Landar­
beiter die mitgliedermäßig bestimmende Rolle einnehmen 
sollen - eine Partei. deren ideologische Grundlage der Mar­
xismus sein würde. Eine zweijährige Kampagne folgle, 
während der die ) l itgliedcrschaft drastisch reduziert wurde. 
Zum Kongreß im Dezember 1980 wurde die Mitgliedschaft 
mit 15.294 Mitgliedern und 15.804 Kandidaten, davon eine 
erhebliche Anzahl Frauen, angegeben, 
Die feste Absicht die MPLA-PdA zur Arbeiterpartei weiler· 
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:menhvtckcln, schlug sich neben der Auswahl der Delegier­
ten zum Kongreß - über 40% stellte die Arbeiterschaft _ 
auch darin nieder, daß für eine Nachwahl zum Zentralkomi­
tee ausschließlich Arbeiter-Kandidaten aufgestellt wurden. 

Die ideologische und organisatorische Stärkung der Partei 
ergibt sich vor allem auch aus der Situation des Kaderpro­
blems in vielen Bereichen. "Nicht genug richtige Leute am 
richt igen Ort zur richtigen Zeit" umschreibt der Schriftstel­
ler Basil Davidson seinen Eindruck von der Problematik 
Angolas. Persönliche Mängel und Schwächen gehen vor al­
lem auf zwei Probleme zurück: das der übernommenen 
(früher bereits unter der Kolonialherrschaft tätigen) Büro­
kratie sowie das der kleinbürgerlichen Tendenzen auch in­
nerhalb der alten MPLA. 

Spätestens 1978 wurde deutlich, daß große Teile der alten 
Bürokratie "unfähig oder unwillens waren, sich einer Situa­
tion anzupassen, die nach demokratischer Verantwortlich· 
keit, rastloser Initiative und bewußter Opferung von Privi­
legien und Prestige verlangte".7 Erzogen und geprägt nach 
Mustern, unter denen Unterordnung, Weisungsempfang von 
oben usw. verlangt waren, erwiesen sich viele dieser in Ver­
wahungen usw. Tätigen nicht fähig, den Anforderungen ei­
nes Systems der Volksrnacht zu entsprechen - abgesehen 
vom verbreiteten Mangel an Sympathie dafUr - noch, lieb­
gewonnene Privilegien aufzugeben und ihrerseits politisches 
Verständnis, Engagement und Bewußtsein zu entwickeln. 
Eine neue Verwaltung mußte geschaffen werden, aber die 
alte übergangsweise weiterarbeiten. 
Mit diesem Problem als eng verknüpft erwies sich das der 
kleinbürgerlichen, zuweilen nach außen ultrarevolutionär 
sich gebenden Kräfte. Die VR Angola begegnete dem Pro­
blem aller nationalen Befreiungskämpfe: Das bestimmte 
Gruppen - Bürokraten, Kleinhändler, Fachkräfte, Intelli· 
genz - teilweise dahin tendierten, die errungene Unabhän· 
gigkeit (deren Erkämpfung sie aus denselben Gründen unter­
Stützt hallen) als Basis anzusehen für eigenes Fortkommen 
oder sogar zur übernahme der wirtschaftlichen und politi­
schen Machtpositionen. 
Um solche Gruppierungen handelte es sich 1977 bei den 
Putschteilnehmern um den MPLA-Kämpfer Nito Alves, die 
ihre Ambitionen (die teilweise rassistische Fonnen in ihrer 
Feindschaft gegen die Rolle einer Anzahl Weißer und Misch· 
linge in der MPLA-Spitze annahmen) mit radikalen Thesen 

kaschierten. Die kolportierle These, es habe sich damals um 
eine Auseinandersetzung zwischen "prosowjetischen" 
(Alves) und "neutralen" Kräften (Neto) gehandelt, ist halt­
los. 
Ähnliches wurde erneut 1978 von westlichen Presseorganen 
ins Spiel gebracht, als die Regierung do Nascimento abgelöst 
wurde. Hintergrund dieser Maßnahme war ein anderes, mit 
dem der kleinbürgerlichen Tendenzen verknüpftes Problem: 
das allmähliche Auseinanderklaffen zwischen Regierungs­
tätigkeit auf zentraler Ebene (Lopo do Nascimento war 
Ministerpräsident) und Kontrolle durch die Machtorgane 
(Präsident und Zentralkomitee der Partei) aufgrund man­
gelnder und unterbliebener Unterrichtung. Allerdings: L. do 
Nascimento und weitere Verantwortliche wurden abgelöst, 
jedoch nicht als illoyal betrachtet und behielten wichtige 
Funktionen. 
Probleme solcher Art - ohne indessen vom existenziell ge­
rahrdcnden Charakter des niedergeschlagenen Alves-Put­
sches zu sein - stellen sich ftir die MPLA-PdA nach wie vor. 
Im Gefolge des außerordentlichen Parteitages wird daher 
von manchen Beobachtern eine erneute "Korrekturbe­
wegung" erwartet, in deren Verlauf Veränderungen in der 
PaTlei vorgenommen werden. 
Die vom Parteitag selbstkritisch diskutierten Schwierigkei­
ten sind beträchtlich. Andererseits ist festzustellen, daß in 
etlichen Bereichen - z.B. Alphabetisierung und Gesund· 
hei tswesen - die Bilanz eindeutig positiv ist, in den meisten 
übrigen zumindest teilweise. Vor allem aber hat die VR An­
gola die größten Probleme der unmiuelbaren Zeit nach den 
Befreiungskriegen - mit totall:r Zerstörung, Massenelend, 
Ol.aos und Desorganisation - weitgehend überwunden und 
befindet sich auf dem Wege der Entwicklung gemäß ihren 
Zielsetzungen. 

Anmerkungen: 
1) B. Davidson, Angola, in: Africa Guide 1980, London, S. 109 
2) People'$ Power, Londotl, Nr. 16, 1980, S. 8 
3) Vgl. hierzu: Horizont, Berlin, NT. 23/1980, und: The Guardian, 

London, 29.12.1980 
4) People's Power, a_a.O., S. 6 
5) Beschluß des ZK der MPLA·Partei der Arbeit über die Einberu­

fung des I. Außerordentlichen Parteitages, in: Horizont, NT. 
38/1980 

6) Neues Deuuchland, Beflin, 20./21.12.1980 
7) B. Davidson, a.a.O., S. 111 
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Südliches Afrika 

Herbert Lederer zur 2. Sitzung der Internationalen Untersuchungskommission 

Südafrikas alltägliche Verbrechen 

Im Februar 1979 war die InternatiOlw/e Kommission zur 
Untersuchung der Verbrechen des Apartheidregimes im 
Südlichen Afrika, zusammengesetzt aus angesehenen JUTi· 
ste" und Experten verschiedener Kontinente, in Brüssel zu 
ihrer Konstituierungssitzung zusammengetreten (damaliger 
Zwischenbericht siehe in AlB 5/1979, S. JO-3I). An der 
kürzlich in Angola veranstalteten 2. Sitzung der Kommission 
nahmen aus der Bundesrepuhlik Rechtsanwalt Herbert 
Lederer sowie Pfarrer Reinhard Brückner und Prof;. Man­
[red Hinz tei/. 
AlB-Mitherausgeber H. Lederer faßt in seinem Bericht die 
Resultate und Zeugenaussagen von Luanda zusammen. Im 
mithsten lIeft sollen die interessantesten Dokumente der 
Tagung folgen. 

In Luanda, der Hauptstadt der Volksrepublik Angola, traf 
sich zwischen 30. Januar und 3. Februar 1981 die Unter· 
suchungskommission über die Verbrechen der Rassisten­
regimes im Südlichen Afrika zu ihrer 2. Sitzung. Ihr Schwer­
punkt sollte die Eskalation der Aggression des südafrika­
nischen Rassistenregimes gegen die Frontstaaten, insbeson­
dere die VR Angola, und gegen die Völker von Namibia und 
Südafrika in ihrem Befreiungskampf sein. 
Zu der Kommission mit ihrer Sekretärin. der belgisehen 
Völkerrechtsprofessorin P. Pierson-Mathy, und ihrem Präsi­
denten, dem früheren irischen Außenminister, Friedens· 
nobel- und Leninfriedenspreistriiger Sean Mcßride, waren 
neue Kommissionsmitglieder hinzugestoßen, so u.a. der 
frühere US-Juslizminister Ramsey Clark, der frühere alge­
rische Justizminister A. Bentourni, Honore Rakotomanana. 
Generalsekretär des Justizministeriums Madagaskars und 
Michael Vichinsky, stellvertretender Justizminister der 
UdSSR. 

Nach einer feierlichen Eröffnung, in der wie bei der Ab­
schlußveranstaltung am 20. Jahrestag des Beginns des be· 
waffneten Kampfes der angolanischen Befreiungsbewegung 
MPLA die Bedeutung ersichtlich wurde, die die angolani­
sehen Autoritäten der Kommissionssilzung beimaßen, be­
gann die Kommission am 30. Januar 1981 ihre Arbeit in der 
10.-Dezember-Halie in Luanda. 

Systematische Aggressionsakte gegen Angola 

Mike Terry von der britischen Anti-Apartheid-Bewegung 
berichtete über die nuklearen Kapazitäten·Südafrikas, dessen 
Kollaboration mit wichtigen NATO-Staaten. insbesondere 
bei der Entwicklung der südafrikanischen Luftwaffe, und 
über die Rolle transnationaler Konzerne in Südafrika. 
Dann erstattete die angolanische Delegation durch den J u­
stizminister Boavida, assistiert von Tenente-Coronel Ngon­
go, Mitglied des Generalstabs der F AI'LA, der angolanischen 
Streitkräfte, ihren Bericht und präsentierte ihre Zeugen. 
Dieser Bericht (Wortlaut folgt in I\IB 5/1981; d. Red.) so­
wie die weiteren Ermittlungen eines Teils der Kommission 
vor Ort an der Grenze zu Namibia ließ die Kommission in 
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ihren Schlußfolgerungen zu dem Ergebnis kommen. daß es 
sich bei den südafrikanischen AngTiffen gegen Angola um 
systematische, fast täglich erfolgende AggTessionsakte han­
delt. Einige Zeugen berichteten beispielhaft über Grausam· 
keit, Ausmaß und Intensitiit solcher Angriffe und die Folgen 
flir Menschen, Fabriken und Volkswirtschaft. Die Funktion 
der Angriffe, die Bevölkerung einzuschüchtern und die Win­
schaft zu paralysieren wurden ,lIlhand ihrer Berichte deut· 
lieh. 
Der Zeuge Mutenha Nanguvo sprach über seine Gefangen· 
nahme und Entführung durch südafrikanische Truppen. die 
am 25.11.1979 sein Dorf Naulila in der Provinz Kunenen 
überfielen. nach der Einnahme der Schule, Hospital und 
Lebensmiue1depots verbrannt hatten. Zusammen mit 9 an­
deren Angolanern war er zu einer südafrikanischen Militär­
basis verbracht, tagelang gefollert und vor die Alternative 
gestellt worden, weiter bis zum Tode gefoltert zu werden 
oder ftir Südafrika gegen die Südwestafrikanische Volks­
organisation (SWAPO) zu kämpfen. 
Der Zeuge Jose Ricardo Belmundo, dessen Familie 1961 
nach Zaire genohen war, wurde dort 1973 mit anderen zur 
FNLA-Basis in Kinkusu gebracht, militärisch trainiert und 
nahm dann an Kämpfen gegen die F APLA teil; zuerst in den 
Reihen der FNLA-~Iarionetten. später direkt in denen der 
südafrikanischen Armee. Seine Aussage gab Aufschlüsse über 
die Ausbildung und Aufträge der südafrikanischen Armee, 
ihre "Säuberungs"-Operationen gegen Angola. Seine AuS· 
sagen wurden zur gleichen Zeit bestätigt durch einen ande­
ren Deserteur des 32. Bataillons, den Söldner Trever Ed­
wards, über den der Guardian berichtet hatte. 

Bevorzugter Einsatz VOll Napalmbomben 

Tenente Ngongo gab einen militärisch-politischen Überblick 
über die Angriffstätigkeit Südafrikas seit 1975 bis in die 
letzten Tage. Im Verlauf seiner Anhörung wurde nicht nur 
bekannt, wovon wir uns einen Tag später an On und Stelle 
überzeugen konnten. daß die Hauptbomben der Südafrika­
ner Napalmbomben sind, sondern auch Einzelheiten über 
die Verbindung der UNITA mit Südafrika und die chinesi· 
sehe Waffenhilfe. Der Bericht der angolanischen Regierung, 
die Zeugenaussagen, die Analysen des Tenente Ngongo wa­
ren gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Genauigkeit, 
Konkretheit und große Glaubhaftigkeit. 
Am 1. Februar 1981 fanden Ortsbesichtigungen statt. Ein 
Teil der Kommission besuchte ein namibisches Flüchtlings­
lager (Kalulo-Kwanze do Sul), 250 km von Luanda entfernt, 
in dem ca. 50.000 Flüchtlinge leben. Befragt berichteten 
diese Flüchtlinge. wie Angst und Schrecken vor den illegalen 
südafrikanischen Besatzern sie zur Flucht getrieben hallen. 
Die Besucher der Kommission konnten sich aber auch ein 
Bild machen von der Bereitschaft. in und mit der SWAPO 
kämpfend und siegend in ihre Heimat zurückzukehren. 
Ein kleiner Teil der Kommission flog mit Angehörigen der 
FAPLA in den Süden, zunächst nach Lubango, wo wir die 



bombardierte Möbclfabrik Madeiras de Huila sahen. die 
Fabrik, auf die am 26.9.1979 der Angriff geflogen worden 
war, von dem die Zeugen berichtet hatten. bei dem allein 26 
Angolaner getötet, 41 ernst und 34 leicht verletzt, die 
Fabrik total zerstört wurde. 
Wir flogen dann weiter, näher an die Grenze in eine Ort­
schaft Xangongo, wo wir von der Dorfbevölkerung Beein­
druckendes über ihre tägliche Angst vor den Luftangriffen 
der Südafrikaner erfuhren. Kurz vor unserem Eintreffen war 
das Auto einer irischen Nonne, die dort die Bevölkerung 
medizinisch betreute, bombardiert worden. 
Noch näher zur Grenze. in Cuamato fanden wir Beweis­
stücke in Hülle und Fülle über Angriffe. die Mille Januar 
1981 erfolgt waren. Wir sahen zerstörte Dörfer, trafen auf 
Napalmbomben. 
Im Zentralen Militärhospital üherzeugte sich ein anderer Teil 
der Kommission in Gespräch mit den Opfern der Aggression 
von den schlimmen Folgen der südafrikanischen Angriffe. 
Die Sitzung am 2.2.1981 begann mit einer Gedenkminute 
für die Opfer der Attacke, die südafrikanische Kommando· 
einheiten gegen eine Flüchtlingssiedlung in l\!aputo, Haupt­
stadt des freien Mocambique, am 30.1.1981 gestartet hallen 
und bei der 13 Menschen ums Leben gekommen waren. In 
Tdegrammen an UN·Generalsekretär Kurt Waldheim wurde 
die UNO aufgefordert, Angola, Mocambique, Sambia und 
Namibia effektiver zu schützen gegen die "terroristischen 
Attacken und den systematischen Massenmord'" des süd­
afrikanischen Rassistenregimes. 
Die SWAPO erstattete ihren Bericht mit dem Vorbehah, daß 
nur ein kleiner Prozentsatz der täglichen Verbrechen in 
Namibia. ausgeübt durch die südafrikanischen Besatzer, ver· 
merkt sei. Dazu gehören die alltäglichen Vergewaltigungen 
durch südafrikanische Soldaten. die auch \'0( Schwangeren 
nicht Halt machen. Berichtet wurde von einer neuen. ge­
heim operierenden Gang namens "Koevoet", die Teil der 
Südafrikanischen Politik der Unterdrückung. Einschüchte­
nmg und Folter ist. Sie ist spezialisiert auf das Versehwin· 
denlassen und Töten von SWAPO· Kämpfern oder angeb­
lichen Sympathisanten. Die SWAPO übergab auch eine Liste 
von Namen mit der Bitte an die Kommission, sich um das 
Schicksal der Verschwundenen und auch anderer politischer 
Gefangener zu kümmern. 

Bill Anderson, desertierter Soldat aus der südafrikanischen 
Armee, der im Übrigen auch die Angaben des angolanischen 
Deserteurs bestätigen konnte, berichtete über die von seiner 
Organisation, dem Committee on South African War Resi­
stanee forcierte Desertionskampagne und ihre ersten kleinen 
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Erfolge. Ober Dokumente, die Beweis erbrachten über d ie 
Zusammenarbeit der faschis tischen Attentäter von Bologna 
und den südafrikanischen Rassisten, legte E. Dodo Molisv 
aus Italien Zeugnis ab, bevor der Afrikanische Nationalkon­
greß Südafrikas (ANC) seinen Bericht abgab. 
Ocr ANC arbeitete zunächst als entscheidende Ursache fUr 
die wachsende Aggressivität Südafrikas die Solidarität. die 
die befreiten Staaten des Südlichen Afrika den Befreiungs­
bewegungen gewähren, heraus . für die Befreiungsbewegung 
ergebe sich daher die Notwendigkeit. alles zu tun, die befrei· 
un Staaten zu stärken und sie zu unterstützen als Säule und 
Voraussetzung des eigenen Erfolgs. 

Südafrikas Kriegslogik: Zerstörung des Menschen 

Der A>l'C knüpfte an seine Berichte über Unterdrückung, 
Folter und inhumane Behandlung an, die er jahraus jahrein 
der internationalen öffentlichkeit vorgelegt hat. Am Bei· 
spiel der ,.Pretoria 3" verwies er auf die Zunahme von To­
desurteilen gegen Freiheitskämpfer in Südafrika. 1980 wur­
den 965 verhaftet, 36 zu Gesamtfreiheitsstrafen von 227 
Jahren verurteilt nach dem "Terrorism Act"' und 14 ver­
bannt. Davon waren in Haft 341 Schüler, 117 College. und 
Universitälsstudenten, 67 politische Führer, IOJournalisten 
und 21 Gewerkschafter. 
Als neues Moment seit der letzten Sitzung der Kommission 
hob der Ar\C die Tatsache der zunehmenden Rekrutierung 
\"On Söldnern aus Westeuropa, Kanada und den USA hervor, 
die besonders in Namibia eingesetzt werden. Die vom ANC 
vorgestellten Zeugen präzisierten die im Bericht genannten 
Methoden der Verhaftungen und unmenschlichen Folterun­
gen. 
Nach einem Bericht von Onesimo Sikveira von der Hohen 
Flüchtlingskommission der UNO über die LajZe der Flücht· 
linge im Südlichen Afrika und die Vorstellungen der UNO 
würdigte der Vize·Justizminister Zimbabwes die Rolle An· 
gobs für die Befreiung seines eigenen Landes und die Befrei­
ung des übrigen Südlichen Afrika. 
Ramsey Clark berichteIe über die Reise der Kommission in 
den Süden Angolas und Sergio Poblete. froherer chilenischer 
Luftwaffengeneral über den Besuch im Militärhospital. Er 
verglich die Verletzungen mit denen, die die vietnamesische 
Bevölkerung zu erleiden haue. Alles weise daraufuin, daß 
die Kriegslogik der Südafrikaner in der Zerstörung des r-.len· 
schen bestünde. Beeindruckt war er von der großen medizi­
nischen und materiellen Hilfe, die die sozialistischen Staaten 
den verletzten Freiheitskämpfern und Angolanern gäben 
und von dem revolut ionären Enthusiasmus der teilweise zu 
Krüppeln massakrierten Patienten. 
Einstimmig und ohne Differenzen verabschiedete die Kom· 
mission die Schlußfolgerungen (Wortlaut in AlB 5/1981) 
ihrer Arbeit, das Beweisergebnis und die rechtlichen Schluß­
folgerungen. In Anwesenheit mehrerer r-.linister der VR An­
gola wurden diese Schlußfolgerungen in einer feierlichen 
Veranstaltung veröffentlicht. 
Angesichts der für Mai 1981 beabsichtigten Sanktionskon­
ferenz der UNO und anderer geplanter Maßnahmen gegen 
das rassistische Apartheidregime in Südafrika kommt den 
Ergebnissen der Kommissionssitzung große Bedeutung bei. 
Für die antiimperialistischen Kräfte in aller Welt stellen die 
Schlußfolgerungen eine wiehtige, nicht nur juristisch-völker­
rechtliche Argumentationshilfe dar. Zwischen der ersten Sit­
zung der Kommission (1979) und ihrer zweiten in Luanda 
gelang es dem Volk von Zimbabwe, seine Freiheit zu er­
kämpfen. Wunsch aller Kommissionsmitglieder, welchem 
politischen Lager sie sich immer zugehörig fühlen. war es. 
daß bald auch die sch:indlichste Herrschaft. die Herrschart 
der Rassislen im Si.idlichen Afrika. ihr Ende findet. 
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Südafrika 
Der Überfall eines südafrikanischen Armc:ekommandos Ende Januar 1981 auf drei von Mitgliedern des Afrikanischen National­
kongresses Südafrikas (ANC) bewohnte Häuser in Matola, einem Vorort der mocambiquanischen Hauptstadt Mapulo, hat 
weltweite Proteste ausgelöst. Neben UN-Generalsekretär Kurt Waldheim haben auch di e Organisation ftir Afrikanische Einheit 
(OAU). die Dehli-Konferenz der Nichtpaktgebundenen und die Assoziation westeuropäischer Parlamentarier den Aggressions­
akt verurteilt. In einer Stellungnahme auf der Beerdigung der elf bei dem Anschlag ums Leben gekommenen ANC-Mitglieder 
erklärte Mocambiques Planungsminisl er Mario Machungo, daß "nichts umere Solidarität mit dem südafrikanischen Volk und 
dem ANC" schwächen kann. Zimbabwes Premierminister Robert Mugabe betrachtete den Uberfall a ls Bestandteil einer um· 
fassenden Strategie des Apartheidregimes zur Destabilisierung der politischen Situation in allen Frontstaaten. "Der Angriff auf 
Mocambique;" so R. Mugabe, "ist ftir uns ein Warnsignal, nicht nur die Verstärkung unserer eigenen Verteidigungskraft zu 
beschleunigen. sondern auch unser Militärbündnis mit unseren Brüdern in Mocambique zu konsolidieren." 
Auf die südafrikanischen Rechtfertigungsversuche eingehend, bei dem Angriffsziel habe es sich um eine militärische Basis des 
ANC gehandelt. erklärte ANC·Präsident Oliver Tambo: "Wenn der Besitz \"On Waffen ausreicht, um aus einem Haus eine 
Militärbasis zu machen, möchten wir wissen, warum die meisten Weißen in Südafrika Gewehre in ihren Häusern haben." Wenn 
weiterhin Wohnunterkünfte des ANC im Ausland angegriffen würden, könnten - so deutete O. Tambo an - auch Häuser von 
Weißen in Südafrika zu Angriffszielen des ANC werden. 
Es liegt auf der Hand, daß die erstmalige Militäraktion Pretorias außerhalb Südafrikas gegen den ANC auch dessen gewachsene 
militärische Stärke reflektiert. Die erhöhte politische Unterstützung. die der ANC heute in Südafrika erhält. demonstriert 
beispielhaft das von uns wiedergegebene Intervies mit dem Stammeskönig der Tembo. Sabata. Sabata repräsentiert über 
300.000 Stammesangehörige und ist ein erklärter Gegner des von Südafrika zum "Staatspräsidenten" der Transkei gemachten 
Kaiser Matanzima. 

Stellungnahme des ANC 
vom 31. 1. 1981 

Das Apartheidregime Südafrikas hat einmal mehr einen kri· 
minellen Akt des Banditenturns gegen das Volk von Süd· 
afrika und die Völker des Südlichen Afrika begangen. In den 
frühen Morgenstunden des 30. Januar 1981 griffen Kom ­
mandos der rassistischen süda frik anischen Armee drei Unter­
künfte südafrikanischer Flüchtlinge, von Mitgliedern des Af­
rikanischen Nationalkongresses (ANC) in Matola in der 
Volksrepublik Mocambique an. Elf unserer Leute wurden 
getötel. 
Dieses Verbrechen markiert einen weiteren Angriff des Re­
gimes von Pretoria gegen das unterdrückte Volk von Süd­
afrika und die Völker des unabhängigen Afrika gleicher­
maßen. Die Ermordung unserer Leute in einem unabhän­
gigen Staat durch das tyrannische Apartheidregime ist eine 
Foruetzung der barbarischen Politik des Apartheidregimes. 
welche den Tod hunderter zimbabwischer Flüchtlinge in 
Chimoio/Mocambique und in Lusaka/Sambia zur Folge 
hatte, hunderter namibischer Flüchtlinge in Kassinga in An­
gola (im Mai 1978; d. Red.) und von mehr als 1.000 Kin­
dern. die während der Sowetoaufstände (1976; d. Red.) in 
Südafrika getötet wurden. 
Diese Politik des Massenmordes bestätigt einmal mehr den 
verbrecherischen Charakter des Apartheidregimes. der eine 
fortgesetzte Herausforderung sowohl unseres Volkes als 
auch der restlichen demokratischen und friedliebenden 
Menschheit darstellt. Nicht länger in der Lage. sich hinter 
dem früheren Smith-Regime Rhodesiens zu verstecken (es 
wurde im f ebruar 1980 verabschiedet: d. Red. ). stellen sich 
die Rassisten Südafrikas jetzt offen als der Hauptfeind der 
Völker Afrikas an den Pranger. 
Oie Invasion der Volksrepublik l\Iocambique und die Ver­
letzung ihrer territorialen Integrität ist Teil einer Politik, die 
auf die Destabilisierung der unabhängigen Staaten unserer 
Region und auf den Sturz legitimer Regierungen dieser 
Länder gerichtet ist. Das Apartheidregime Südafrikas ver­
suchte einen Putsch in Sambia anzuzetteln. Es hat wieder-
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holte Invasionen gegen Angola durchgeführt. Es hat Bandi­
ten und Söldner ausgebildet, bewaffnet und sie nach Mo­
cambique und Zimbabwe eingeschleust. Und nun hat es in 
Fortsetzung dieser Politik eine Invasion gegen !l.locambique 
begangen. 
Der ANC verurteilt auf das Schärfste den terroristischen 
t\kt, der durch das Rell"ime von Pretoria gegen die Völker 
Südafrikas und l\Iocambiques ausgeführt wurde. 
Wir danken der FRELI!l.IO und der Regierung der Volks­
republik Mocambique für deren entschiedene und zeilige 
Schritte, die sie in Ausübung ihres Rechts zum Schutz von 
Flüchtlingen. die nach Mocambique gekommen sind. unter­
nommen haben. und grüßen sie. Sie halfen unserem Volk. 
das einer Völkermordpolitik ausgesetzt ist. 
Als Ergebnis dieser Maßnahmen hat der Feind in mehreren 
Fällen Tote. Verwundete und Gefangene zu beklagen. Dies 
~Ie ll l eine klare Warnung dafür d:lf, daß seine ßanditenakte 
nicht ungestraft bleiben werden. 
Wir rufen die Weltgemeinschaft auf. dringende und geeig­
nete Maßnahmen zu ergreifen. um sicherzustellen. die unver· 
zügliche Zerstörung des Aparlheidregimes. einschließlich der 
Anwendung umfassender und bindender Sanktionen und 
wachsender Unterstützung für den ANC. 
Angesichts dieses feindlichen Angriffs rufen wir unser Volk. 
alle demokratischen Kräfte unseres Landes ei nschließlich 
und besonders der Armee des Volkes, d es Umkhonto We­
Sizwe (Speer der Nation). auf. den Kampf für den Sturz des 
verbrecherischen Apartheidregimes und die Errichtung eines 
demokratischen und friedliebenden Südafrika weiler zu in· 
tensivieren. 
Der Kampf geht weiter! 
Ocr Sieg ist sicher! 
Alfred Nzo. ANC·Generalsekretär 

(Quelle: African National Congress (South Africa), Press 
Statement, J anuary 31198]. London. f ebruar 1981) 



Gespräch mit Häuptling Sabata Dalindyebo 

Ein Mann, eine Stimme für Südafrika 
FRAGE: Sie verschwanden im AU'lUst leulen J ahres. Gcriichte gin­
gen um - so, daß Sie in einem Gefangnis der Transkei umgekommen 
seien. Dann tauchten Sie o,iber einen Monat später - am I O. ()kto~r 
1980 - in Lesotho wieder auf. Warum blieben Sie so lange ~er­
Sle<;kt? 
HÄUPTLING SA BATA: 0<:. Grund dafo.it in, daß ich der Vater einer 
Nation und der Führer der D<:mokratischen Foruchrituparlc·j (OPP) 
in der Transkei bin. Ich mußte imnande lcin, einige meiner Gefolgs­
leute und Mitbürger Zu treffen. Sie mußten erfahren, daS ic'b nicht 
einfach davonlief. 
FRAGE: Einem Presscbericht zufolgc: haben Sie sich mit dem Afrika­
nischen Nationalkongreß Sudafrikas (ANC) verbündet. Wdches .ind 
die Bedingungen dieses BündnissC1? IIcdcutcl es, daS Sie Millliied 
des ANC .ind? 
HÄUPTLING SABATA: Es gab keine Alternative. Als ich nach I.u· 
sah kam. wurde ich genauso wie in M3lIeru (Hauptnadt u:sothos; 
d. Red.) - vOm ANC Rhr herzlich empfan~n. I<:h wurde woraufhin 
Mitglied des ANC. 
fRAGE: Bedeutet das, daß Sie sich zum bewaffneten Kampf ent­
Khlossen haben? 
HÄUPTLING SABATA: Ja. ich hahe mich zum bewaffneten Kampf 
enlSchloSfen. Das heißt aber nicht, daß ich die Demokratische Fort­
Khritupartci auf denselben Weg festle~. 
fRAGE: Nehmen Sie innerhalb des ANC derteit irgendein,<: funk­
tion ein? 
HÄUPTLING SABATA: Nein, ich wurde in keinerlei Funktion ein­
gesetzt. Man hat mich gefragt, was ich tun woUte, aber kh habe 
g.:antwortet, dies zu entscheiden läge in ihrer Hand. 
FRAGE : Worin besteht wahrKheinJich ihre EKiJrolle - in diploma· 
tischer Tätigkeit? 
HÄUPTLING SABATA: Ich werde s.::hen. Aber ich habe vor, etwas 
zu tun. weil ich hier bin. um den UnterdrUcker Zu bekämpfen, was 

ich SO in der Transkei nicht mehr konnte. Ich bin nicht hier, um 
mich zur Ruhe zu s.::uen. 
FRAGE: Werden Sie ihre Aktivitäten auf Probleme der Tramkei 
beschränken oder werden Sie .ich mit Gesamuüdafrika befassen? 
HÄUPTLING SABATA: Als ich in der Trnn.kei war, habe ich mich 
nicht lediglich mit der T ranskei beschäftigt. Ich habe mich mit dem 
gaamten Siidafrika befaßt, weil ich die Unabhängigkeit der Transkei 
nicht anerkenne. 
So ist es auch jetzt nQCh. Ich möchte meinem Volk sagen. daß wir fUr 
Gerc<:htigkeit kämpfen sollten - nicht allein in der Transkei, sondern 
in Südafrika. 
FRAGE: So .ehen Sie Ihren Wirkun~kreis aiS<) au<:::h über die Tembu 
hinaus? 
HÄUPTLING SABATA: Ja. So war C5 auch, als ich noch in der 
Transkei war. Ich war nicht nur ein führer der Tembu. Ich war 
zuglei<:::h Führer der DemokTlltischen fortKhrittspartei (DPP), welche 
die Unterstützung der Mehrheit hat. Und viele meiner Leule leben 
außerhalb der Transkei. 
FRAGE: Sie. der vormalige Führer der DPP. und Florencc Mancy· 
towa, ihre Offentlichktitsrcferentin, sind jün~t ~fiohen. Ihr frühe· 
rer Chefberater, William Nelani. wurde vor kurum zu 7 I tZ Jahren 
Haft ,,,rurteilt. lIeelor Ncgokui, ein weiterer fruherer DPP·Führer, 
mußte diC'SC Woche unter Anklage yOr Gericht erscheinen, "erbotene 
Literatur bC$CSsen zu haben. Schließlich sind nach Infonnationen der 
Sunday Tribune eine Reihe Jugendliche ins EKil gegangen. Wie ist die 
La~ der Opposition in der Transkei derzeit? 
HÄUPTLING SABATA: Seit ich Lesotho verließ. habe ich nichu 
gehört. Aber mein Volk l~bt noch in der Trnnskei. Ich bczweifie 
stark. daß die Opposition ihrer Führung heraubt in. Die opposilio­
nellen Kräfte sind s.::hr aktiv. 
Meine Anhän~r sind zahlreicher ab die der regierenden Nationalen 
Unabhängigkei t.partei der Transkei (TNIP). Ich möchte behaupten, 
daß etwa 3 Mio Menschen hinter mir stehen und I Mio hinter den 
.l.latanzima· Brüdern. 
FRAGE: Was führte schließlich zu Ihrem Entschluß die Transkei zu 
....,rlus.::n? 
IIÄUPTLING SABATA: Ich erhielt eine Mittellung, daß ich erneut 
verhaftet werden sollte. Dedlalb beschloß ich. die T"'~ß5kei zu ver· 
laSSCTI. Im Gefällgnis ZU . itzen - unter der Anklage, die Ilfürde des 
TTanskei·Präsidenten KaiseT Matanzima verletzt zu haben - hätte mir 
und meinem Volk nichts ~n(itzt. Deshalb beschloß ich, das Land zu 
...erlassen und VOll draußen zu kämpfen. 

FRAGE: Was in die Grundlage ihrer Differenzen mit den Matan· 
zima-Brudern? 
IIÄUPTUNG SABATA: Die Matanzima-Brüder haben die Politik der 
getrennteIl Entwicklung verfolgt. Dagegen bin ich. 
Oberdies kämpfen die Matanzim3ll nicht für ihr Volk. Soweit ich es 
iibenehe. werd<:::n die Matanzima-Brüdcr bald aufgeben. Es in nicht 
die Politik des Volkes. die sie ,,,rfolgen. Sie wissen nicht, WlIS sie tun, 
und die MenKhen begreifen nun, daß die I\latanzima-Brüder sie nir­
go:ndwohin führen. 
FRAGE: In den 60er Jahren erklärten Sie in einem Interview: "Wir 
streben nach Freiheit yOn Gesetzen. die unS \IOn umieren !Üdafrika­
nischen Brüdern trennen, nach einem Staat. in welchem die Haut" 
farbe eines Mens<:::hen keinerlei Rolle fUr Rine Bür~rrechte spielt. 
Wir streben keine Bewrzugung der einen Rasse vor der anderen an­
wir wollen einen Staat, in dem Schwarz und Weiß in lIegenseiti~m 
Respekt und Zusammenarbeit zuo.ammen leben können." Ist dies 
nach wie vor Ihr Ziel? 
IIÄUPTLING SABATA: Das sind meine Worte, ja. Ich meine: Ein 
Mann. eine Stimme f<ir Siidafrika. 
FRAGE: Sind Sie der Hoffnung, dieses Ziel während Ihrer Lebens· 
zeit Zu e"eichen? 
HÄUPTLING SABATA: Immer. Ich bete Zu meinem GOI!. Ich 
möchte, daß wir dies.:: Freiheit zu unseren Lebzeiten erlangen. Wir 
kämpfen nicht. damit uns.::re Kinder den Kampf fortsetzen müssen. 
Wir wollen allC5 zu unseren Lebzeiten erreichen. 
Und ich glaube. daß dies in s.::hr kurzer Zeit der Fall sein wi rd. Wir 
werde!> nicht mehr als 10 Jahre wn jetzt an benötigen. 
FRAGE: Haben Sie realistische GrUllde flir diese Obcn.eugung? 
HÄUPTLING SABATA: Wir haben auf die Unabhängigkeit Zimbab· 
WC5 gewartet. Jetzt W3T1en wir auf die Namibias. 
Warum sollte es 50 lange dauern? Warum sollen wir uns nicht jetu 
befreien können? Wir in Südafrika gehörten zu den ersten auf dem 
,.{rikanischen KonIinent, die fur ihre Freiheit zu kämpfen begannen. 
Andere folgten. ( ... ) 
(Quelle: Sunday Tribune, London. 11.1.1981) 
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Rainer Falk 

Tendenzw1ende in Neu Delhi? 
Jahrelang haben westliche Sprecher der Beweg-ung nicht­
paktgebundener Länder vorgeworfen, sie sei auf ('-inern Auge 
blind, durch ihren Amiimperialismus gleichsam zwangsläufig 
ein Unterpfand im Kalkül globaler sowjetischer Machtentfal­
tung. 
Jetzt scheint sich im Westen eine neue Sicht und Berange­
hensweise an die Bewegung durchzusetzen. Dahei geht man 
offensichtlich - auch wenn dies nicht immer l."ugestanden 
wird - realistischer als zuvor davon aus, daß die Nichtpakt­
gebundenen eine Realität in den internationalen Beziehun­
gen darstellen, mit deren Zufall lIon innen heraus kurzfristig 
nicht gerechnet werden könne , und die es folglic:h im west­
lichen Sinne zu beeinflussen gelte. 

Westliches Hoffen aur "gleichen Abstand" 

Als Erfolg westlicher Politik in diesem Sinne wäa es schon 
zu werten, wenn an die Stelle des bisherigen Antiimperia. 
lismus ein neutralistisches Konzept des "gleichen Abstands" 
von den beiden entgegengesetzten sozialen und politischen 
Systemen ("i'\quidistanz") träte. Dies liefe auf ei.ne Neutra­
lisierung und Paralysierung der nichtpaktgebun.denen Be· 
wegung in der weltpolitischen Auseinandersetzung hinaus 
und böte für den Westen die Chance, seinen politischen 
Handlungsspielraum, der in den letzten Jahren vor allem in 
der Dritten Welt eingeengt worden ist, wieder zu erweitern. 
Vor dem Hintergrund derartiger Überlegungen muß meines 
Erachtens die außergewöhnlich positive und wohlwollende 
Kommentic:rung gesehen werden, die das Er8ebnis der 
Außenministerkonferenz der Bewegung nichtpaktgebun­
dener Staaten, die vorn 9.-13. februar 198 1 in Neu Delhi 
stattfand, in den westlichen Medien gefunden hat. 
Die nun 96l\litgliedsländer zählende Bewegung, so die groß­
bürgerliche frankfurter Allgemeine Zeitung, sd ,.global­
politisch in die Mitte gerückt", der ,,'dritte Weg', weder 
nach Ost noch nach West·', habe an Anziehung g('wonnen. 1 

Die Süddeutsche Zeitung schrieb: .,Gegenüber der Sitzung in 
Havanna (VI. Gipfelkonferenz vom September 1979, siehe 
AlB 11-12/1979: d. Red. ), dem Höhepunkt prosowjetischer 
Anbiederungen und dem Tiefpunkt an Selbstverleugnung, 
bringt Delhi immerhin eine beachtenswerte Trendwende: In 
den Kontroversen der Generaldebatte, in den :politischen 
Komitees und Sitzungen der Redaktionsgruppe meldet sich 
die bislang ·schweigende Mehrheit' deutlich zu Wort. Sie 
stemmt sich gegen ein weiteres Abdriften der B(:wegung in 
die \'On Kuba und Vietnam gewiesene Richtung."':! 
Auch wenn sich bei derartigen Bewertungen oft Wunsch· 
denken mit einer realistischen Analyse vermischt, ist es nach 
den Tagen von Neu Delhi nicht abwegig, zu fral~en. ob 20 
Jahre nach der Gründung der Nichtpaktgebundenen in Bel· 
grad etwas stattgefunden hat, was tatsächlich den Namen 
einer Tendenzumkehr verdient. "Die let zten EntwiCklungen 
und Tendenzen," so Fidel Caslro, der amtieren.de Vorsit­
zende der Bewegung, in einer GrußbOlSchaft an die Konfe­
renz in Neu Delhi, "sind kein Grund zum Optimismus. Die 
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Schrille, die von der Entspannung weg unternommen wur· 
den, bergen das Risiko permanent zu werden. Schlimmer 
noch, da gibt es jene, die dafür plädieren, die Entspannung 
durch einen neuen Kalten Krieg zu ersetzen ... Das Konzept 
des Gl eichgewichts zwischen den Großmächten, das zu fort­
schreitender Abrüstung und Denuklearisierung führen 
kÖnnte, wird zurückgewisen und stattdessen wurde das Stre· 
ben nach 'militärischer überlegenheit' proklamiert. Das 
kann das Wettrüsten nur verschärfen und zur wachsenden 
nuklearen Bedrohung oder gar zu einem Atomkrieg fUhren. 
Auf dieser Grundlage, bei der der gute Wille durch Erpres­
sung ersetzt wird, entstehen globale Strategien, die negative 
Auswirkungen auf alle Völker haben."J 

Vor diesem Hint ergrund ist es nicht verwunderlich, daß die 
Hauptthemen, die als Vorwände für die Verschärfung der 
internationalen Spannungen und zum übergang zu globaler 
Konfrontationspolitik dienen, in die Bewegung der Nicht· 
paktgebundenen hinein wirken. Dies umso mehr als ja in die· 
ser Bewegung eine Reihe von Staaten Mitglieder sind, die 
von ihrer inneren Statur und ihrer Außenpolitik alles andere 
als progressiv sind. 

Ausgerechnet der Stadtstaat Singapur und die anderen Mit· 
gliedsländer des neokolonialistischen ASF.AN-Blocks 
(All ianz Südostasiatischer Nationen: Singnpur, Malaysia, 
'l1lailand, Indonesien, Philippinen; d. Red.) ließen in Neu 
Delhi nichts unversucht, um ihren westlichen Hintermän­
nern die Referenz zu erweisen. Zwar repräsentieren sie 
nicht, wie die Presse hierzulande weismachen wollte, die 
"schweigende Mehrheit" der Bewegung. Vielmehr bilden sie 
ihren rechten Flügel, wobei die "Mehrheit" eher einen Mit· 
telkurs zwischen dem Streben nach einer stärkeren Profilie· 
rung des antiimperialistischen Charakters der Bewegung und 
dem Versuch. diese auf die Bahnen der Aquidistanz zu 
fUhren. steuert. 

Aber diesem rechten flügel ist es in Neu Delhi gelungen, 
durch wohlvorbereitete Manöver den Reizthemen .. Afghani­
stan" und "Vietnam-Kampuchea" eine Aufmerksamkeit 
über Gebühr zu verschaffen. 

Kein Komprom iß zu Afghanistan, Kampuchca 

Gleich zu Beginn der Konferenz war es ihm gelungen, die 
normalerweise für die redaktionelle Ausarbeitung von Reso­
lutionstexten dieser Art zuständige politische Kommission. 
die in Neu DeJhi unter dem Vorsitz Nikaraguas stand. zu 
umgehen, um an ihrer Stelle ein nach ihrem Geschmack 
zusammengesetZteS SOllderkomitee zu schaffen ... \m Ende 
erreichten sie, daß der vom indischen Gastgeber im Entwurf 
der Abschlußresolution vorgesehene Kompromißvorschlag 
in Sachen Afghanistan und Kampuchea in einen Affront 
gegen die beiden Hauptbetroffenen umgewandelt wurde. 
Zu Afghanistan "riefen (die Minister; d. Verf.) dringend zu 
einer politischen Lösung auf, zum Rückzug ausländischer 
Truppen und zur vollen Respektierung der Unabhängigkeit, 



Souverolnitat. territorialen Int~grität und des nichtpaktge­
bundenen Status Afghanistans". (Text der Abschlußdeklara· 
tion) Eine ähnliche formulierung findet sich zu Kampu· 
ch~a.4 Beid~ ist sowohl von Vietnam als auch \'on Afgha. 
nistan als unannehmbar zurückgewi~en worden. da die 
Prasenz ausländischer Truppen in den betreffenden Ländern 
auf Anforderung rechtmäßiger Regierungen zuruckgeht. 
Das zur Begründung derartiger Beschlusse angeführte Aqui· 
distanzkonzept deckt sich - so muß mall sagen _ voll und 
g-.. nz mit jener permanent von Jugoslawien vertretenen for­
derung. man solle das Denken "in Kategorien der Block· 
politik'" aufgeben. 5 Zwar ist JugOSlawien jeut nach dem 
Tode J. Brot Titos zu einem miltelmäßigen Mitglied der 
Bewegung. dem sowohl jedes Charisma als auch jeder Son· 
derstatus fehlt. geworden; umso unglücklicher ist es aber . 
daß ~ diesen Bedeutungsverlust offensichtlieh durch einige 
dubiose Aktivitäten auszugleichen sucht. 
So war es nach W. Burehen. einem Beobachter in Neu 
Delhi Olm Rande der Konferen2. ein offenes Geheimnis, 
daß 80% der \'on Singapur gehaltenen Statemcnts zwei pro· 
minente jugoslawische Journalisten ab Ghostwriter halten; 
und daß es auf Anraten der jugoslawischen Delegation ge· 
schah. daß die Mitgliedsländer der ASEAN den TagunlfS' 
raum \'erließcn, als der kurz zuvor von der indischen Regie· 
rung in Neu Delhi akkreditiene Botschafter der Regierung 
Heng Samrin auf der Gästetribüne Platz nahm.6 

Eine Belastung fUr die Bewegung stellen auch offene kriege. 
rische Konnikte 2.wisehen Mitgliedsländern wie dem Irak 
und dem Iran dar. Und wie Fidel Castro in seiner Grußbot· 
schaft fesutellte: "Es ist unbedingt notwendig die Differen· 
zen innerhalb der Bewegung schnell und auf gerechte Weise 
2.U lösen, um die moralische Stiirke zu haben, von jenen 
Staaten, die Mitglieder internationaler Militärpakte sind _ 
das Ergebnis der Widersprüche zwischen den Gesellschafts· 
systemen zu fordern, einen geeigneten firedlichen Rah· 
men zur Lösung ihrer Differen2.en zu finden. "7 Kuba hat 
deshalb sofort nach dem Ausbruch des irakisch·iranischen 
Krieges eine Vermilliungsinitiative gestartet, die in ~eu 
Delhi zur Gründung eines Komitees aus den Außenministern 
Kubas, Indiens und Sambias sowie dem Chef der Politischen 
Abteilung der Palästinensisehen Hefreiung1organisation 
(PLO) führte. Es soll nunmehr versuchen, den Krieg so 
schnell wie möglich beizulegen, was auch angesichts der Tat· 
sache von großer Dringlichkeit ist. daß Bagdad für das 
nächste Jahr 2.um Gastgeberland des VII. Gipfels bestimmt 
wurde. 
Die Abschlußdeklaration bekräftigt in diesem Zusammen· 
hang das Prinzip der nichtpaktgebundenen Bewegung, daß 

kein Staat sich fremdes Territorium gewaltsam aneignen 
oder einen Aggressionsakt gegen einen anderen Staat be· 
gehen darf. 
Einerseits ist nicht zu leugnen, daß die Be\\egung der nicht· 
paktgebundenen Staaten in Neu Delhi mit einer Reihe ernst· 
hafter Probleme konfrontiert war und diese in der folgenden 
Zeit - vor allem aufgrund der wachsenden Differenzierungs. 
prozesse innerhalb dieser Bewegung - noch zunehmen 
diirften. Andererseits kann nicht lIesagt werden, daß der 
rechte Flügel - angeflihrt von den ASEAN·Staaten - sein 
Ziel, die Bewegung unter dem Mantel der Äquidistanz vol· 
lends in imperialistisches Fahrwasser zu lenken, erreicht hat. 
Die Abschlußdeklaration brachte in grundsätzlichen Fragen 
eine volle Bestätigung des antiimperialistischen Charakters 
der Bewegung. wenn sie feststellte. daß "der Kampf gegen 
Imperialismus. Kolonialismus, Neokolonialismus. Apartheid, 
Rassismus (einschließlich Zionismus) und alle Formen der 
Aggression. Besatzung, Beherrschung und ausländischer Ein· 
mischung oder Hegemonie sowie gegen Großmächte· und 
Blockpolitik wesentlich für alle Milgliedsländer ist ". 
Das Dokument unterstreicht zugleich die ungeteilte Unter· 
stützung der Bewegung rur "den Kampf der Befreiungsbewe. 
gungen; die Erlangung \'on Selbstbestimmung und Unabhän· 
gigkeit durch die Völker unter kolonialer und ausländischer 
Beherrschung; das Vorantreiben der friedlichen Koexistenz 
zwischen allen Staaten, ungeachtet ihres politischen. wirt· 
schaftlichen und gesellschaftlichen Systems; die Demokrati· 
sierung der internationalen Beziehungen und die Errichtung 
einer Neuen Internationalen Wiruchafuordnung".8 
Entsprechend dieser Orientierung solidarisierte sich das 
Treffen mit Kuba angesichts der Blockadedrohung, die der 
neue US·Präsident Ronald Re.tgan gegen es ausstieß; es 
warnte vor der drohenden US·lntervention in EI Salvador 
und vor der Internationalisierung des Konnikts in gan2. Mit· 
telamerika. die ein solches Eingreifen zwangsläufig zur Folge 
hatte; die Konferenz unterstrich erneut das Recht auf Unab­
hangigkeit fUr die Völker Puerto Ricos und Belizes; sie ver· 
urteilte erneut das Camp-David·Komplott und die fortge· 
setzte Weigerung Israels, die besetzten arabischen Gebiete zu 
räumen; sie bekräftigte das Recht des palästinensischen Vol· 
kes auf Selbstbestimmung einschließlich der Errichtung 
eines Staates unter der Führung der PLO; das Treffen soli· 
darisierte sich mit der Südwestafrikanischen Volksorganisa. 
tion (SWAPO) und dem Kampf des südafrikanischen Volkes 
gegen das Apartheidregime, bekräftigte das Recht des sah· 
raouischen Volkes auf SdbstbestimmWlg und unterstrich 
schließlich die Unabhängigkeit. Souveränität und territoriale 
Integrität sowie den nichtpaktgebundenen Status von 
Zypern und Malta. 
Ikr aktuellen imperialistischen Konfrontationspolitik uno 
mittelbar entgegengesetzt ist schließlich auch das Beharren 
der Nichtpaktgcb;undenen auf einer konsequenten Friedens· 
und Abrüstungspolitik. "Die größte Gefahr, der sich die 
Welt heute gegenübersieht". heißt es im Schlußdokument, 
"ist die der Zerstörung als Ergebnis eines atomaren Krie­
ges." Wo in diesem Zusammenhang die Scharfmacher ge­
sehen werden. ist eindeutig, wenn die Abschlußdeklaration 
feststellt, daß die Nichtratifizierung von SALT 11. die in 
Havanna gefordert worden war. "einer Politik des Verhan· 
delns von einer Position der Stüke aus geschuldet ist".9 

Anmcrkun~n: 

I) Frankfurter Allgemdne ZeilUng, 16.2.1981 
2) SUddeuucl!e Zeitung (SZ). 13.2. 198 1 
3) Granma.lhV"dnna. 22.2.1981 
4) Nach: SZ, 14./IS.2.198! 
S) Siehe: AlB 11·12/1979, S. Hf. 
6) VII. Afrique Asie. Pari" Nr. 234/2.·15.3.1981 
7) Granma, 22.2.1981 
8) Ebenda 
9) Ebenda 
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Hitlers 
Blutjustiz 

Ein noch zu 
bewältigendes 

Kapitel deutscher 
Vergangenheit 

Mit einer Einführung 
von Prof. Norman Paech 

und einem Nachwort 
von Dr. Heinz Diix 

60 Seiten, kart., 8,- DM 

Die Richter des "Volksgerichtsho­
fes ", dessen Aufgabe die Vernich­
tung der Gegner der braunen Tyran­
nei war, sind bisher nicht zur Rechen­
schaft gezogen worden. Die Doku­
mentation widerspiegelt, wie sich 
diese Richter und Staatsanwälte ih­
rer Verantwortung entziehen konn­
ten. Die Rolle derbundesrepublikani· 
sehen Justiz wird dabei ebenso be­
leuchtet wie die Bemühungen der 
antifaschistischen Kräfte um eine 
Aufarbeitung dieses Kapitels der 
deutschen Vergangenheit. 

Albert Schreiner 

Vom totalen Krieg 
zur totalen 

Niederlage Hltlers 
Reprint 1939 

300 Selten, Ln. mit Schutzumschlag, 
19,80 DM 

Bevor Hitlerdeutschland den Zweiten 
Weltkrieg. begonnen hatte, sagte Schrei· 
ner die deutsche Niederlage voraus. Das 
im FrOhjahr 1939 In Paris erschienene 
Buch zeugt von dem Weitblick Albert 
Schreiners. Angesichts der damaligen 
politischen und militärischen Machtver· 
haitnisse schien Schreiners Voraussa· 
ge vermessen. Sie basierte jedoch auf 
der Erkenntnis von sich objektiv vollzie· 
henden Prozessen. 
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Verfassungsbruch 

durch 
Berufsverbote, 
Schnüffeleien 

und 
Zensur 

weil 
Antifaschisten 

eine 
antifaschistische 

Zeitung brauchen 
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D
ich mochte " die tat" 
abonnieren 

Postbez.ug jährlich 0 DM 45,­
Sonderpreis für Studenten, Schü· 
ler, Soldaten, ZDl, Auszubildende 

o DM 30,-

PU, Ort 

Dalum Unt.,..chrlrt 

Einsenden an 

Röderberg-Verlag 
Postfach '129. 6000 Franklurl/M . 
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AAPSO 

Nuri Abdul Razzak 

Befreiungsstrategie 
für die 80E!r Jahre (3. Teil) 

Zu allen Zeiten, aber insbesondere in diesem speziell,en Zu­
sammenhang, ist, wie die historischen Erfahrungen kllar zei· 
gen, die Frage der Demokratie von außerordentlicher IBedeu­
tung. Die so dringend benötigten sozialökonomischen Ver­
änderungen, die heute in den Ländern der Dritten Welt auf 
der Tagesordnung stehen, können nicht durchgeführt wer· 
den. wenn die Volksmassen, die Industriearbeiter, Landar­
beiter und Intellektuellen. wenn die Bauern und andere 
Sch ichten der Bevölkerung, d ie direkt oder indirekt ausge­
beutet werden und direkt oder indirekt ein Interesse an so­
zialistischen Veränderungen haben. nicht aktiv am Zustan­
dekommen dieser Veränderungen teilnehmen. 

Es braucht soziale Veränderungen durch die Massen 
selbst 

Die jüngsten Erfahrungen haben gezeigt - und dies g-ilt ins· 
besondere in den meisten arabischen und einigen afrikani· 
sehen Ländern - , daß soziale Veränderungen, die von 
"Eliten" - welcher Art auch immer und unter wdchen 
Parolen auch immer unter welchen Vorwänden oder l:lIusio­
nen mit welchem gutem Willen auch immer - unverm,~idlich 

zur Ausbeutung durch die 8ourgeoisie, in die Hände des 
internationa len Imperialismus unter Führung der USA und 
des Militär.lndustrie·Komplexes führen. 
Die arbeitenden Massen selbst müssen die notwendi8en in· 
ternationalen sozioökonomischen Veränderungen durch· 
fUhren, und dies unter einer Führung, die selbst aus den 
Massen hervorgeht, ausgewählt und im Feuer des KHmpfes 
geschmiedet wurde. Volle politische, berufliche und g,cwerk. 
schaftliehe Rechte, Gedankenfreiheit und Demokratie sind 
wichtige Mittel zur Erreichung dieses Ziels. Ohne die Demo­
kratisierung der sozialen und wirtschaftlichen Institutionen 
ist es nicht möglich, daß politische Freiheit in soziale Ge· 
rechtigkeit mündet; es ist heute klar, daß nationale Unab· 
hängigkeit und formelle politische Freiheit nicht genug sind; 
was hingegen von ausschlaggebender Bedeutung ist, das ist 
die Verbesserung der Lebensbedingung, die Herbeifiihrung 
von grundlegenden Veränderungen zugunsten der Mlassen: 
eine antifeudale Landreform, Steuerreform, Reform,cn der 
Gewerkschaften, des Versicherungswesens usw. 
Diese sozialen Reformen können nicht erreicht werden ohne 
den revolutionären Kampf der arbeitenden Massen unter 
ihrer von ihnen selbst gewählten Führung. Demokra tie als 
notwendige Grundlage für Entwicklung ist nicht nur einfach 
die politische Freiheit wählen gehen zu können, sondt:rn der 
Begriff von Demokratie muß notwendigerweise du Recht 
beinhalten, Volksinstitutionen zu schaffen, die vom Volk 
selbst organisiert, verteidigt und geführt werden. Mit Hilre 
solcher Institutionen waren die Völker in der jüngsten Ver­
gangenheit in der Lage, bemerkenswerte Siege geg(:n den 
Kolonialismus zu erringen; und mit Hilfe der Demokratie 

können die Völker auch die neuen Aufgaben der nachkolo­
nialen Ära lösen. 
In diesem Kontext kann der Kampf für die Entwicklung der 
Länder der Dritten Welt, der untrennbar verbunden ist mit 
dem Kampf für eine Neue Internationale Wirtschaftsord­
nung, als ein Programm rur antiimperialislische und demo­
kratische Veränderungen gesehen werden und zwar innen­
politisch als auch international. 
Wenn man nicht ständig Fortschritte auf dem Entwicklungs­
weg macht, ist die Gefahr der Stagnation groß, ja mehr 
noch, es besteh t das Risiko des Rückschrills. 
Wir sind hier Zeuge einer paradoxen Situation, die man er­
kennen und auf die man reagieren muß: trotz der Tatsache, 
daß die Länder der Drillen Welt - die am wenigsten ent· 
wickelten, die mittlere Kategorie und die reichen Olländer 
niemals so sehr geeint waren, wie sie es in den verschiedenen 
internationa len Foren in der Frage der Entwicklung si nd. 
und trotz der Tatsachen, daß sie eine überwältigende ~Iehr· 

heit darstellen, sehen sie sich selbst machtlos, die internatio· 
nalen ökonomischen Veränderungen, die sie für notwendig 
halten, durchzuführen. Sie sehen sich außerstande den not­
wendigen Druek gegenüber den entwickelten kapitalisti­
schen Ländern zu entfalten. 

Einer der Hauptgründe rur diese paradoxe Situation könnte 
in der Tatsache liegen, daß die meisten Länder der Dritten 
Welt noch nicht in der Lage waren, sich selbst mit der wich­
tigsten Waffe zu versehen, die sie sicher in eine viel stärkere 
Verhandlungsposition bringen würde, um Entscheidungen, 
Maßnahmen und Programme ftir eine gerechtere, internatio· 
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nale Ordnung herbeizuführeIl: diO!l!le Waffe ist di,~ Macht der 
organisierten Massen. 

Wiederum sind es hier die inneren, demokratischen, sozial· 
ökonomischen Veränderungen. die diC$e Länder befahigen. 
die Stagnation zu überwinden. Das falsche und vereinfachte 
Bild. das die imperialistischen multinationalen Konzerne 
vom wirtschaftlichen und polilischen Sy51em der Welt zeich· 
nen. d.h. die sog. Nord-Süd-Dichotomie, ist eindeutig ein 
Nebelvorhang. der durch eine klare Analyse de-r Situation 
gelichtet werden muß. 
Es ist an dieser Stelle unnötig. zu betonen, daß der gesamte 
Kampf oer Entwicklungsländer fUt Demokratie, internatio­
nalen sozialökonomischen Fortschritt und rur eine Neue In­
ternationale Wirtschaftsordnung notwendigerw,~ise in den 
Rahmen des historisch langfristigen globalen Konfliktes zwi­
schen Sozialismll5 und kapitalistischen Weltsystem gehört. 
Wir sind fest davon üben:eugt, daß der Sozialismus dabei 
unvermeidlich den Sieg davontragen wird. Eine der Haupt­
formen, die dieser Kampf im Augenblick annimmt. ist die 
direkte Konfrontation zwischen den Ländern der Dritten 
Welt und den fortgeschrittenen kapitalistischt'n Ländern 
und insbesondere - auf ökonomillehem Gebiet _. den multi­
nationalen Konzernen. 
In jüngster Zeit hat sich die Zusammenarbeit zwischen den 
Entwicklungsländern und der Gemeinschaft d(:r sozialisti­
schen Länder beträchtlich erweitert. Das ökonomische und 
militärische Potential der sozialistischen Länd(:r hilft den 
jungen Entwicklungsnationen in ihrem Kampf ftir sozial­
ökonomisehe Veränderungen_ Dies ist ein entscheidender 
Faktor, der gefestigt und gestärkt werden muß. 

Für eine Demokratisierung der Weltwirtschaft 

Von nicht geringerer Bedeutung ist die Koordinierung regio­
naler Entwicklung. Hier muß der Akzent auf die Zusammen­
arbeit l:wischen den Entwicklungsländern gelegt werden. 
Dies ist ein sehr wichtiger Faktor bei der Neustflukturierung 
der internationalen Wiruchaftsbeziehung wu:!l muß ein 
Schliisselelement für den Erfolg der Entwicklungsländer in 
ihrem Kampf flir eine Neue Internationale Wirllschaftsord­
nung sein, eine Ordnung, die auf der Grundlage von Kom­
plementarität, von gegenseitigem Int eresse, Solidaritä t und 
gegenseit iger Hilfe beruht, auf der Grundlage des Prinzips 
des kollektiven Eigenständigkeit der Entwicklungsländer. 
die das Ziel hat. ihre Entwicklung zu beschleunigen, ihre 
Einheit, ihre Verhandtungsposition in den Verhandlungen 
mit den entwickelten kapitalistischen Ländern zu stärken. 
Es ist hier notwendig, die Widerstandskraft d!:r Entwick­
lungsländer gegemiber allen Versuchen. sie zu l'palten und 
ihre Einheit zu brechen. zu stärken_ 

Der Anstieg der Olpreise. eine Politik, die systematisch von 
den Landern der OPEC (Onz:anisation Erdölexportierenden 
Lander; d. Red.) verfolgt wird und die nicht immer vom 
Preisanstieg der imponierten Produkte her gerechtfertigt ist. 
stellt eine weitere schwere Last rur die Wirl5chah vieler Ent­
wkklung5b.nder dar, die kein 01 produzieren. Der Mangel an 
Koordination und Kooperation zwischen den ölproduzieren· 
den Ländern und den Entwicklungsländern, die kein Erdöl 
produzieren, ist ein Element. das mit großem Ernst behan­
delt werden muß. Und die Solidaritat der Entw·ieklungslän. 
der muß in dieser Frage gesichert werden. 

Andererseits gibt e5 wesentliche Prinzipien, die v<On den Ent­
wicklungsländern gewahrt werden mlfisen, da s ie entschei· 
dende Bedeutung für die Entwicklungsländer haben, näm · 
lieh: das Recht auf Entschädigung flir Verluste, die durch 
koloniale Auspli.mderung und den Raub natürlicber Ressour­
cen entstanden sind: Beendigung des brain-drain (Abzug von 
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Fachkräften: d. Red.) aus den Entwicklungslandern: volle. 
uneingeschrankte Souveränität und Kontrolle über die natUr­
lichen Ressourcen und RohstoHe als Weg, um den unglei­
chen Tausch zu beenden; die Ausübung der Kontrolle über 
ausländisches Kapital und über die Aktivitäten der muhi­
nationalen Konzerne. 
Die Reihe der Probleme, die gelÖSt werden müssen. ist wohl 
bekanßl: Industrialisierung, Rohstoffe, Energie. Handel, 
Entwicklungshilfe. Steuerpolitik. Mechanismen rur den 
Transfer von RC$sourcen und Technologie, regionale und 
kollektive Eigenständigkeit und Kooperation; all diese Ele­
mente mii.ssen in eine Neue Internationale Wirtschaftsord­
nung eingewoben werden. 
Gebührende Aufmerksamkeit bzw. Unterstützung muß den 
Vereinten Nationen und den ihnen angeschlossenen Institu­
tiollen gewidmet werden, sowie den Anstrengungen in dieser 
Hiruicht. insbesondere der dritten Entwicklungsdekade der 
Vereinten Nationen_ 

Die zunehmende Bedeutung der Nichtpaktgebun­
denen nutzen 

Es beSieht kein Zweifel. daß in der gegenwärtigen interna· 
tionalen Lage das Gewicht der nichtpaktgebundenen Länder 
in gleichem Maße gewachsen ist, wie sie ihre politische und 
ökonomische Befreiung aus den Klauen des Imperialismll5, 
Kolonialismus, Rassismll5 und Neokolonialismus erreicht 
haben. 
Der historisch unum kehrbare Prozeß der Dekolonisierung 
und die generelle Unterstiitzung der sozialistischen Linder 
im Kampf ftir nationale Befreiung haben diese Veränderung 
des Kräfteverhältnisses erreicht, das für Frieden, Unabhän­
gigkeit und sozialen Fortschriu begünstigend in. Die nicht­
paktgebundenen Länder stehen heute jedoch dem hart­
näckigen Widerstand von neuen Formen des Kolonialismw 
gegenüber. die in Form der multinationalen Konzerne. mo­
nopolistischen Handelspraktiken. des internationalen Well­
währungssystems, der Kontrolle über Rohstoffe, Mineralien 
und andere natürliche Rcssourcen durch ungleiche Verträge 
auftreten. 
Dies sind nur einige Aspekte aus der langen Reihe von Prak­
tiken ..... irtschaftlicher Behernchung durch westliche Indu­
strieländer, die bekämpft und schließlich überwunden wer· 
den mlfisen durch einen entschlossenen Kampf der Bewe· 
gung der Nichtpaktgebundenen. 
Die Bewegung der Nichtpaktgebundenen steht gegenwartig 
vor der Aufgabe. sich auf der Grundlage der Prinzipien und 
BeschlUsse des Gipfels von lIavanna (im September 1979. 
siehe 1\18 11-1211979: d. Red.), auf der Grundlage des anti­
imperialistischen Kampfes. der klaren Formulierungen eines 
Konzepts für eine Neue Internationale Wirtschaftsordnung 
und für Entwicklung, zu kotuolidieren. Oie Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen muß sich mit mehr Wachsamkeit und 
Entschlossenheit wappnen, um die Einheit ihrer Reihen zu 
wahren und die Versuche des Imperialismll5. ihre Grundla­
gen zu unterminieren, zu vereiteln. 
Von größter Bedeutung in dieser Hinsicht ist die neue lIal­
tung. die die Bewegung der Nichtpaktgebundenen gegemiber 
Verhandlungen rur die Schaffung einer Neuen Inlemationa­
len Wirtschaftsordnung eingenommen hat. Diese Verhand· 
lungen mii.ssen innerhalb des Systems der Vereinten Na· 
tionen stall finden. Die zentrale Rolle der Vollversammlung 
muß in diesem Zusammenhang ständig bekräftigt werden, 
und alle Versuche, Lösungen für die Probleme der Weltwirt ­
schaft außerhalb der Vereinten Nationen zu suchen. müssen 
zurUckgewiesen werden. ( ... ) Schluß 
(Quelle: Ilektogr:.phiertes Manuskript. Nikosia, Dezember 
1980) 



Info dienst 
5. Mngliederversammlung der Vletnam-FG 
Aus den soehen veröffentlichttn Dokumenten der 5. Mitglicdenrer­
sammlung der Freundschartsgescllschaft BRD·Vietnam vom Dezem­
ber 1980 geht hervor, daß sie im verlr.l.n~ncn Jahr Medikamente und 
medizinisches Gerat im Wert von 400.000 D~1 nach Vietnam entsen­
den konnte. Die Mitgliedcnahl der Gesellschaft stieg L 980 um 305 
auf 1791. 
AlB-Mitherausgeber Prof. Erleh Wulf(, der als Vorsitzender bcuätigt 
wurde, stellte im Rechenschaftsbericht des Vorstand", heraus, daß 
die der vietnamesisehen Regie",ng seitens der US·Rc~crung zuge­
sicherte Sofort- und Aufbauhilfe von 4 Mrd Dollar und die 56!cns 
der Bundesregierung zugesagten 89 Mio D~i noch immer nicht aus­
gezahlt wurden. Obendrein bel .. g! die EG derlei! Vietnam mit dem 
höchsten Zollsa!~, scheitern Geschäftsabschlüsse ~wischen bundes­
deutschen Firmen und Vietnam an der Nichtübemahme von Hermes­
Bürgschaften durch die Bundesregierung. 

Kein Wunder, daß die Freundschaftsgesellschaft unter den fl.ir 1981 
formulierten Aufg'dben "eine verstärkte Kampagne. um die Bundes· 
regierung ~ur Aufgabe ihrer feindseligen Politik gegenüber Vietnam 
~u bewegen", oben an stellte. HeTVorhebenswert sind weiter die be­
schlossene Aufklärung über Aklivitäten terroristischer Grupp.::n unter 
den Vietnam-Flüchtlingen sowie die FortfUhrung der Aktion" I 0.000 
Kochtöpfe für Kampuchea" und der Gddsammlung für "Medika· 
mente und medi~inisch-<::hirurgische Instrumente für Vietnam". 
Wer das ~weimonatlich erscheinende Organ der Gesellschaft, den 
Vietnam Kurier, kennenlernen oder Mitglied werden möchte, wende 
sich an: Freunwchafugesellschaft RRD-Vietnam, Duisburger Sir. 46, 
4000 Diisseldorf. 

Krügerrandboykott 
Zu einer Boykoukampagne gegen die wachsenden Krugerrand impor­
le in die Bundesrepublik hat die Anti-Apartheid-Bewegung (AAB) 
aufgerufen. In mehreren Materialien wird gezeigt. wie der GoldmUn­
~nverkauf aus Südafrika da~u beit rägt, den Fortbestand des Apart· 
heidsystems zu sichern. Allein 3g% der westdeutschen Südafrikaim­
porte sind Kliigerrandmünzen. Der dabei enidte Erlös entspricht 
etwa der Summe, die Südafrika regelmäßig für Waffenimporte aus· 
gibt. 
Ein Flugblall (100 Stück :',- mi), eine Broschüre (ca. 2,- mi), ein 
Plakat (ca. 2, - DM) sowie weitere Informationen über das Geschäft 
mit dem Kliigerrand können bei der AAB (BlüeheTStr. 14, 5300 
Bonn) bezogen werden. 

Broschüre zu Farabundo Marti 
"Farabundo Marti - Volksauhtand in EI Salvador 1932" ist der 
Titel einer S2 Seiten umfassenden Broschüre von Arlas Gomez. Die· 
ses Bändchen versteht sich nicht nur als kurze Biographie des be­
deutendsten Führers der sal\"adorianischen Volksbewegung der 20er 
und SOer Jahre und Gründen der Kommunistischen Partei EI Salva­
don, Agustin Farabundo Marti. Es will vor allem auch .. die Wurzeln 
des gegenwärtigen Kampfes des salvadorianisch~n Volkes und sc:iner 
Avantgarde aufzeigen". 
Herausgegeben wird diese Brosehüre vom Informationsbüro EISaI. 
\"ador, Kiliansplat-.: :., 8000 München und dem Maga~in-Verlag, 

Könipweg 7, 2S00 Kiel. Sie ist dort zum Preis \'on 4,- DM erhält· 
lieh. 

EI-Salvador-Prozeß eingestel~ 

Am 10. Februar 1981 wurde von einem Moabiter Schöffengericht 
nach dem 4. Verhandlungstag das Verfahren gegen 13 Mitglieder der 
Westberliner SolidaritäUgrupp.:: zu EI Salvador vorläufig eingestellt ­
gegen Zahlung von je :'00 D~1 Geldbuße seitens der Angeklagten. Der 
Prozeß geht zurüek auf den Juni 1980, als die Solidaritäts grupp.:: aus 
Protest gegen den Empfang salvadorianiKher Juntamitglieder durch 
die CDU und die Konrad-Adenauer-Sliftung deren Büro in Westberlin 
besetzte. Der Staatsanwalt ließ zuletzt wegen der dunnen Beweis­
und Reehtslage die Anklagepunkte "Freiheiuberaubung und Nöti· 
gung" fallen. Das Gericht nannte in der Einstellungsbegründung die 
Besetzunpaktion zwar als rechtswidrig, doch sei die Schuld der 13 
Angeklagten angesichts ihrer Motive eine geringe. 
Eher schuldiger mutet die Konrad·Adenauer-Stiftung selbst an. die 
laut Spiegel vom 2.2.1981 der an der Junta beteiligten Christdemo­
kratischen Partei des Präsidenten Duarte über 500.000 D~1 uhlte. 
Oder leisten damit die Stiftung bzw. ihr Brötchengeber CDU nicht 
etwa Beihilfe zur Mauenmordpolitik der Diktatur? 

Guatemala·Tourismusboykott 
Nachdem der international ausgerufene Tourismusboykott in Guate· 
mala zu beträchtlichen Einbußen in dem nach dem Kaffeexport 
zweit wichtigsten Wirtschafusektor führte, hat sich jetzt das guate­
maltekische Tourismusinstitut mit einer US·Finna arrangiert, um den 
Tourismussektor des Landes wiederzubeleben. So warb das USo 
Unternehmen Needham und Grohmann, dem I,:' Mio Dollar zur 
Verfügung stehen, bei mehr als 60 internationalen Tourismutveran­
staltungen, darunter auch bei der internationalen Tourismusoorse in 
Westberlin vom 28. Februar bis 6. März dJ., ftir das mitteIamerika­
nische Ferienland. Der Rückgang des Tourismus bedeutet nach Mei­
nung der Boykottverantwortlichen einen verminderten Waffenkauf 
seitens des Lucas·Regimes und stcllt somit eine Unterstützung für die 
Ikfreiungskräfte Guatemalas dar. 
Mehr Informationen zum Thema Tourismusboykon in Guatemala 
sind bei der Infonnationsstelle Guatemala, Friedrichstr. 25, 8000 
München 40 erhältlich. 

Bolivien-Solidarität 
Du Bolivien-Komitee CONADE ( .. Komitee zur Verteidigung der 
Demokratie in Bolivien") in I1amburg ruft zum Protest gegen die 
faktische "lIIegalisierung" von J. Emilio Sanchez, des bolivianischen 
Generalkonsuls im Widerstand, durch die Bundespost auf. Die POSt 
stellt ihm keine Briefsendungen mehr zu, die an den "HerTn Bolivia­
nischen Generalkonsul" in Hamburg adressiert sind. 
Das im Juli 1980 als Antwort auf den fllSchist1schen Punch gegrün· 
dete CONADE lIamburg und J. Emilio Sanchez (Harn burg) erreich· 
ten im Oktober/November 1980 durch einen akti~n Hungerstreik 
und die Durchführung von Solidaritätswachen im bolivianischen 
Generalkonsulat in Hamburg (seit dem 25.9.1980) eine starke Pub­
lizität in den Medien der BRD. Der Aktivitä.t vOn CONADE und 19 
weiterer Bolivien-Komitees in der Bundesrepublik und Westberlin in 
es namentlich zu verdanken, daß von Bonn Hennes-Bürgschaften und 
Kredite fur Bolivien nieht mehr erteilt werden. 

Peru-Gewerkschaftsbroschüre 
Eine 96-seitige Brosehure mit dem Titel "Die peruanische Gewerk­
schafubewegung ,'on den Anfangen bis 1916" wurde kürzlich von 
der Peru-Grupp.:: Hamburg und der Inforrnations$lelle Lateinamerika 
(ila) herausgegeben. Das in vier Kapitd untergliederte Büchlein zeigt 
zunächn die Anfange der Gewerkschaften im 19.Jahrhundert und 
ihre Entwicklung bis 1968 auf. Im folgenden Teil wird die Phase der 
"p.::ruanischen Revolution" unter der Militärregierung (1968-16) 
untersucht. Im dritten AbKhniU des Buches charakterisieren die 
Autoren das Scheitern der Reformphase. das Erstarken und die 
RadikaJisierung der peruanischen Arbeiterschaft. Das Sdilußkapitcl 
Stellt die Papiere des 5. Kongresses der fNThnlP, der uärkuen Berg­
arbeitergewerkseh~ft, wr. Ergiin'lt wird diese Publikation durch uhl­
reiche Tabellen und Schaubilder. 
Interessenten können sie rur 6 D~f bei der ila, Römerstr. 88, 5300 
Bonn I beuellen. 
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Rückblick 
Kuba 1961 : US-Oebakel in der Schweinebucht 

Kurz nach Amtsantr;1I der CaTlcr·Regierung Uanuar 1977) fragte der 
Presse!<l"b von Washington bei der kuhanisehen Regierung um die 
Entsendung eines kubanischen Tanzorcbestcrs zum alljährlichen 
Festball an. Auf die Benennung einer Band durch die Regierung in 
Havanna hin zog der Club seine Anfrage eilends zumck. Der Name 
der VOn Kuba vorgeschlagenen Band laute te "Playa Giron" (zu 
deutsch "Sch ..... eincbucht·'j, benannt nach dem Ort jene. in den Ta­
gen vom 15.-17. April 1961 kläglich gcso:heitcrten Versuchs CIA­
gedungener Exilkubaner und amerika ni scher Helfer. die junge kuba­
nische Revolution durch eine Invasion aus den Angdn Zu heben. 
Die Empfindlichkeit, mit der man in den USA auf diesen Namen 
reagiert, ist verständlich: Die Zerschlagung des Invasionsversuchs war 
die erste klare Niederlage dn US·Interventionismus im "Hinterhof" 
Lateinamerika. Gelernt hat man in den USA aus diesen Erdgnissen 
anscheinend nichlS. Anders läßt sich nicht erklären, daß in diesen 
Tagen ein US·AuBenminister A. Haig die Devise ausgibt, angesichts 
einer angeblichen Verantwortlichkeit Kubas für die Aufstandsbewe· 
gung in EI Salvador "behalte man sich eine Blockade Kubas ~or". Die 
ReaganfHaig·Administration setzt damit gegc:nüber Kuba jenen Kurs 
fort, der kun nach de-r kubanischen Revolution am I. januar 1959 
Maßgabe der US-Regierung wurde: Die Vernichtung dieser Revolu· 
,ion mit welchen Methoden auch immer und die Restauratioll der 
US· Vorherrschaft übe-r den "lateinamerikanischen Hinterhof". 
Kuba bis zum I. januar 1959: Ein Dorado der US·Konzerne (so gut 
wie alles wurde aus den USA importiert, alle wichtigen Industrien, 
Ländereien, Verkehrs· und Kommunikationsmittel befanden sich 
mehr oder weniger ausschließlich in US·Besitz), der Mafia (mit der 
Hilfe Kuba zum größten Bordell des Doppelkontinents herabgewür­
digt worden war) und ihrer Mittelsmänner, Handlanger, Agenten, 
bezahlten Mörder, bestochenen Politiker und Militärs sowie Polizi­
sten, einheimischen Nutznießer unter dem blutigen Terrorregime des 
Fulgendo Batista. 
Die kubanischen Revolutionäre unter Fidel und Raul C:utro und Che 
Guevara begannen rasch, dieses Musterstück der "freien Welt" im 
Interesse der Volksrnassen zu verändern, die ihren Sieg mit herbeige­
führt hauen. Bereits 1959 wurden die Erdölraffinerien, die Elek­
trizitäts- und Tclefongesellschaften (ein Monopol der 117), weiterhin 
die Banken IOwie fast 400 groBe Wiruchaftsbetriebe verstaatlicht, 
eine Agrarreform in Gang gesetzt, die Bade5lrände ftir die Bevölke­
rung freigegeben, Glücksspiel, Rauschgifthandel, Schmuggel und 
Proilitution bekämpft. 
Die Reaktion der US-Regierung Eisenhower erfolgte prompt . Für sie 
war die Revolution an den Kommunismus "verraten" worden (Ken­
nedy·Berater j. Schlesinger), nachdem man ursprünglich die Beseiti­
gung de-r dem Image abträglichen Batista·Diktatur in Grenzen gut­
geheißen haue. Enteignungen und Aufnahme diplomatischer Bezie­
hungen zur UdSSR beantworteten die USA mit einem eskalierenden 
Boykott: Mit der Verweigerung der vertraglich ve-reinbarun Zucker­
abnahme sowie überdies einer Liefersperre rur Ersatzteile und Kraft­
!Ioffe (von beiden war Kuba total abhängig) IOllte die Revolution 
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wirtschaftlich stranguliert werden. Zugleich - nach dem Scheitern 
der US·Hoffnungen, mit !iilfe liberaler kubanischer Politiker den 
Gang der Dinge ""eiterhin kontrollieren zu können - wurde die of· 
fene Konterrevolution vorbereitet. Am 17. März 1960 billigte Eisen· 
hower den Cl A·Vorschlag. Exilkubaner für einen EinJ3tz gegen Kuba 
vonubereiten. 
Neben den geflohenen offenen Batista·Schergen rekrutierte der CIA 
jene Kräfte. welche die Dynamik der kubanischen Revolution aus 
unterschiedlichen Gründen nicht vonnzutragen bereit gewesen wa­
ren: Bürgerliche, enttäuschte Intellektuelle, Kleinbürger, selbst ehe­
malige Mitkämpfer Fidel Gast ros, denen die Notwendigkeiten der 
radikalen gesellschaftlichen Veränderung unverständlich geblieben 
waren. Das Gelände einn Großgrundbesitzers in Guatemala wurde 
zur Ausbildungsstätte umfunktioniert; Ziel war eine Invasion in der 
Schweinebucht, um einen Brückenkopf zu bilden und dann auf einen 
Volksaufstand gegen du für im Volk verhaßt gebaltene CastrO­
Regime hin.l.ua rbeiten. 
Die Devise lautete, ,.daß die Operation vor der Weltöffentlichkeit 
den Anschein erwecken mußte, als hätten die Exilkubane-r sie aus 
eigener Kraft organisieren und durchführen können. Schlug das Un­
ternehmen fehl, so wären nur Kubaner verantwortlich zu machen 
gewesen" U. Schlesinger). 
Am 15. April startete die rund 1.400 Söldner zählende Truppe per 
Schiff vom Hafen Puerto Gabezas in Nikaragua; vom selben On aus 
flogen B-2&-Bomber Angriffe gegen Ziele auf Kuba - ein Teil der 
Piloten waren US·Amerikaner im Dienu des ClA. US-Botschafter 
Adlai Stevenson wurde dennoch vor die gleichzeitige UN-Vollver· 
sammlung mit der Lüge geschickt, kubanische Piloten hätten sich 
gegen Fidel Castro erhoben. 
Die Invasion selbst blieb im Sand der Schweincbucht stecken. Weder 
gelang es den Angreifern, sich zum angestrebten Ziel, der Sierra 
Escambray (wo Castros Guerilleros begunnen hauen),durchzukämp­
fen, noch kam es zum erhofften Volk!aufstand. Im Gegenteil, die 
kubanische Revolution bewies ihre Stärke und Manenverankerung 
durch die Unterstützung der Selbstverteidigungsorgane der Revolu­
tion gegen die Eindringlinge. 48 Stunden nach der Landung war das 
ClA·Unternehmen gescheitert _ "tragisch", wie die Frankfurter All· 
gemeine Zeitung bemerken zu müssen meinte. 

Die "Legitimierung" desJ.F. Kennedy 

Präsident lohn F. Kennedy, dem nachgesagt wird, er habe das ge­
samte, bereits unter Eisenhower geplante Unternehmen nur wider­
willig ausführen Jassen, hatte bereits im November 1960 Kenntnis 
vom CTA·Projekt erhalten; ohne seine Billigung wäre es nie durch­
geFührt worden - diese erfolgte im März 1961. 
j.F. Kennedys eigene Ausführungen vor der Gesellschaft Amerikani­
scher Zeitungsredakteure am 20. April 1961 lassen überdies keinen 
Zweifel daran, daß sich ein R. Reagan auf eine Kontinuität US­
amerika ni scher Außenpolitik berufen kann. Nach der Deklarierung 
des Invasionsversuchs als "Kampf kubanischer Vaterlandsfreunde 
gegen einen kubani5Chen Diktator" folgen Sentenzen wie: "Und in 
keiner Weue war dies die letzte Episode im ewigen Kampf der Frei­
heit gegen die Tyrannei überall auf Erden - auch in Kuba." 
In der Tat: Senatsanhörungen in den 70er Jahren ergaben, daß der 
CA noch zu Kennedys Zeiten auf mebrfache Weise - darunter über 
den Einsatz eines Mafia·Gangsters namensjohn RoueUi - ve rsuchte, 
Fidel Canro "zu beseitigen". Die "Legitimation" liefene j.F. Ken­
nedy anlä6Jich der genannten Gelegenheit im Stil eine. Adolf !iitler: 
"Alle selbstzufriedenen, weichlichen.. .. Menschengemeinschaften sind 
im Begriff, als Kehricht der Geschichte weggefegt zu werden.. Nur die 
Starken, nur die Fleißigen, nur die Entschlossenen, nur die Tapferen, 
nur diejenigen, die mit visionärer Klarsicht die wahre Natur unseres 
Kampfes begreifen, können vielleicht überleben." 
Solche darwinistischen Wehanschauungskonzepte liegen auf der 
Linie der heutigen US·Regierung. Sie verbergen dennoch einen Tat· 
bestand nicht, den Fidel Castro 1975 auf dem 1. Parteitag der Kom­
munistischen Partei Kubas zur Sprache brachte: "Die Regierung der 
USA hane auch Gelegenheit, festzustellen, wohin ihre sinnlose, nutz· 
lose und abenteuerliche Aggression gegen ein kleines. unbeugsamn 
Volk fUhren könnte, nämlich zu einer Katastrophe, und wo in der 
heutigen Welt ange. ichts der wachsenden Stärke und Solidarität des 
revolutionären Lagers, die unverrückbaren Grenzen ihrer imperia­
listischen Allmacht liegen." j.Ourowsky 



Rezensionen I Filme 

Länderberichte zu Lateinamerika 
Nach der Publikation zweier Nachschlagewerke tu Schwarzafrika 
und zum arabischen Raum ist jetzt in der Heck'5thcn Schwarzen 
Reihe ein weiteres Lexikon Zu Lateinamerika erschienen: 
Politisches Lexikon Lateinamerika. herausgegeben von Peter Wald­
mann unter ~1itarbdt "on Ulrich Ztlinsky, Verlag C.H. Bttl<, 
Müncheo 1980, 425 St:itcn. 24,- m1. 
Auch dieses Buch ist "primär ftir jenen user gedacht, ,der sich in 
komprimierter, präziser, aklualilaubezogcncr Form über die politi­
schen Verhäl!nissc in Lateinamerika informieren will, ohne die Zeit 
und Möglichkeit 1:U haben. sich in Spezialmonographien zu vertie­
fen" (5. 9). Ocr Band gliedert sich in Kurzdarstellungen unabhän­
giger lateinamerikanischer Länder. abhängiger Territorien und Re­
gionalorga rosa tionen. 
Die Länderbeiträge, denen knappe länderkundliehe Grunddaten 
vorangestellt sind, wurden fast durchgangig nach folgendem Gliede­
rungsprinzip abgefaßt: I.lIistorischer Rückblick, 2.lnnitutionelle 
Struktur (Staatsform. Staatsorgane, Wahlsystem). 3. Machtfaktoren 
und Machtbeziehungen (Eliten, Militär, Parteien. Massenorganisatio­
nen) und 4. Regierungen und politische Prioritäten. Am Ende der 
Beiträge wird jeweils auf weiterflihrende Literatur hingewieJen. 
Man wird Veröffentlichungen dieser Art immer unterschiedlich be· 
werten, je nach dem, ob man lediglich an einen schnellen Zugriff auf 
geordnetes Faktenmaterial interessiert ist oder aber mehr eTl,'anet, 
vor allem einen Einblick in die Ursachen zusammenhängender hino· 
rischer und politischer Prozesse. Was letzteres betrifft. 50 zeigt sich, 
wie wenig die sozialen und politischen Realitäten l..:tteinamerikas 
heute mehr erfaßt und begriffen werden können, wenn man wie der 
\'orliegcnde Band versucht. sie in das Prokrustesbett der bürgerlichen 
Elitetheorie und traditionell·politologischen Institutionenlehre zu 
zwängen. Imperialistische AbhängigkeiUverhäLtnine und die sich in 
fast allen lateinamerikanischen Ländern zuspitzenden sozialen Wider­
spruche werden w fau notwendig in ihrem Stellenwert unterbewer· 
tet oder gar völlig ausgeblendet. 
Nur wenige Autoren, so z.B. H. Jung in seinem Nikaragua·Beitrag, 
weichen von dem durch den Herausgeber vorgegebenen starren 
Schema ab, das über die vermeintliche Wertneutralitiit sehr wohl 
ideologische Konzeptionen tr.msporttert. 

Für die antiimperialistisch motivierte Beschiiftigung mit Latein· 
amerika interessanter ist da schon das jetzt zum vierten Mal enehie­
neneJahrbuch: 
Veronica Bennholdt·Thomsen u.a. (Hrsg.), Lateinamcl'ika. Anal~'5en 
und Berichte 4: Internationale Slr3tegie und Praxis der Befreiung, 
Verlag Olle & Wolter, Uerlin (West) 1980,320 Seiten, 24,80 D~I. 
Wie die vorhergehenden Bände gliedert sich das Latcinamerika­
Jahrbuch 4 wieder in einen Analyse·Teil und einen Teil mit Länder­
berichten. die die aktuelle Entwicklung für Boliven, Brasilien. EI 
Salvador. Guatemala, Jamaika, Meltiko, Nikaragua und Peru nach­
;r.eichnen und ;r.u jedem Land ausführliche Struktuni.1ten en thalten. 
Die Hauptaufsätze sind mit einer Ausnahme um das Thema inter· 
nationale Strategie und Praxis der Befreiung gruppiert. Die histori· 
schen Bedingungen der dcmokr,lIischen Revolution in Nikaragua 
stehen im Zentrum des enten H.auptaufsau:es. Die Autoren. D. Polo­
Cheva und E. Süßdorf. machen in Auseinandersetzung mit der im· 
p-crialiuischen Propagandathese, die Sandinistische Front der Natio­
nalen Befreiung (fSLN) sei eine .,fünfte Kolonne des sowjetischen 

Imperialismus", deutlich. wrlehen Stellenwert die auf Sandino zu· 
riickgehende nationale und antiimp-criali51ische Kampf tradition für 
den Sieg der Revolution halte. Sie zeigen, daß die Sandinistas selbst 
"Ausdruck und Resultat einer Massenbewcgung und Kampftndi· 
tion" (S. 20) waren und gelangen zu dem Schluß, daß .,ie sich auch 
angesichts der schwankenden Haltung und Kompromißbereitschaft 
der oppositionellen Bourgeoisie "als die eimig konsequente Alter· 
native" zum herrschenden Somoza·System erwiesen (S. 40). 
X. Gorouiaga behandelt dann am Beispiel Panamas einen bislang 
wenig syJlematisch beleuchteten Themenbereich, die Rolle inter· 
nationaler Finanzzentren (Banken) in unterentwickelten Landern. 
Wie der Kredit als Mittel neokolonialiuischer Ausbeutung fungiert. 
zeigt V. Bennholdt·Thomsen am Beispiel des "armutsorientierten" 
Kleinbauernprogramms der Weltbank. Dieses Programm. das zuwei­
len als disfunktional zu den Interessen des internationalen Kapitals 
erscheint, stellt eine für das Kapital profitable Investition dar, so ihre 
Ha.uptthese. 
Die Weltbank· Kredite. die sich in letzter Zeit tatsächlich immer 
stärker auf mittlere und Kleinbauern konzentrieren, setzen diese in· 
stand, als Käufer der mei" von den firmen der internationalen 
Agt'Mkonzernwirtschaft (Agrobusiness) hergestellten Produkte und 
zugleich als Produzenten f\ir eben diese auh:utreten. Auf diese Weise 
findet eine dopp-clte Ausbeutung stall. In den Köpfen der Weltbank­
Strategen werden die Kleinbauern, die die Mehrheit der Weltbevöl­
kerung bilden. "einer im Oberfluß vorhandenen Naturrenource 
gleichgeset:u deren 'Abbau' nun organisiert werden muß" (5. 93). 
Andere Akzente setzt K. Meschkat, der die Weltbank tätigkeit 3m 
Beispiel Kolumbiens untersucht. Seiner Auffassung nach besteht die 
Zielsetzung des Kleinbauernprogramms der Wehbank im wesent­
lichen darin, die soziale Integration zu fördern und d;u Potential für 
radikalen Protest und bewaffneten Widerstand zu entschärfen, wobei 
die Programme natürlich 50 angelegt sind. daß sie auf keinen Fall mit 
den Interes~en der Großgrundbesitzer kollidieren; die Kleinbauern 
erhalten .,Kredite stall l..:tnd". wie es im Aufsatztitel heißt. "Die 
sozialen und politischen Folgen und lmplikalionen der Weltbank· 
strategie geraten leicht aus dem Blick," so K.1.leschkat. "wenn man 
sie zu einem geschlossenen Ausbeutungssystem stilisiert, desscn öko­
nomische Rationalität mit der veröffentlichten Meinung des Bank· 
Managements übereinstimmt." (5.116) 
Einen sehr informativen Überblick über die Lauinamcrika-Konzcp­
tion und -aktivitäten "on SPD und friedrich·Ebert-Sti ft ung. die in 
den letzten Jahren beträchtlich zugenommen haben. gibt St. Saar­
bach. Er gelangt zu dem Schluß, daß diese Aktivitäten im wesent· 
lichen darauf gerichtet ,ind. die beeinfluBten Organisationen und 
Medien darauf amzurichten und festzulegen. "daß die politiscbe 
Zukunft des Kontinents von der Durchsetzung einer Theorie und 
f'raltis der Sozialpanneuchah zwischen Lohnarbeit und K.~pital ge­
prägt sein wird" (5. 11 !'If). 
AuBerhalb des Jahrbuchschwerpunktes steht ein Artikel von O. Wer· 
ner über das Gesumlheitswesen auf Kuba. Nachdem er ausf\ihrlich 
beschrieben hat, daß Kuba auf diesem Gebiet in den letzten 20 
Jahren so viel wie kein anderes Entwicklungsland ~uf der Welt gelei­
ste! hat, kommt eine Klagelitanei über die "hierarchische Organisa· 
tion von Krankenhäusern und i\rzteschaft". die "erstarrten Struk· 
turen". die die Kehrseite der gesundheitspolitischen Errungenschaf· 
ten der kubanischen Revolution bildeten. Von den Herausgebern 
wird diescr Beitrag im Editorial als "wlidariliCh·kritischer" bezeich· 
net. Man ,,~rd es jedoch schwer haben als solidarischer Diskussions· 
partner akzeptiert zu werden, wenn man die Kubanischen Revolu· 
tionäre, "die neue autokratische Minderheit" (0. Werner). davon 
iiben.eugen will. sie betrieben "eine trügerische und langfristig viel· 
leicht noch VCrkTÜppelndere Form der Ausbeutung der Mehrheit" (5. 
209). 
Auch bei den Massen in der Dritten Welt. die unter der eklatanten 
medilinischen Unterversorgung physisch leiden. wird man bestenfalls 
unverstandigei Kopfschütteln ernten, wenn man ein wohIorganisier­
tes. jeden gleich behandelndes und kostenloses Gemndheitswesen als 
"institutionalisierte Vergewaltigung" (5. 209) hinlustellen sucht. Als 
ernsthafter Beitrag zur Neueröffnung (? ) einer Diskussion "über das 
eigentliche Kernproblem des kubanischen Wegs der Befreiung" (wie 
die Herausgeber im Editorial meinen. S. 11) kann der .. rtige, wohl 
kaum gcwertet werden, schon eher als Resultat geistiger Verirrungen 
eines intellektualisierten Kleinbürgers. Den Aufwand, das genau 50 
Druckseiten lange Elaborat auch noch aus dem Englischen ins Deut· 
sche zu übersetzen, hätte man sich sparen wILen. R. Fallt./U. Rupp 
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Kurzinformationen 
Südkorea 
Mit großer Mehrheit hat am 25. Februar dJ. ein V(lfl ihm seJbn 
eingesetztes Wahlmänncrgremium General Olon Du Hwan zum 
Staatspriisidenten Südkorcas bestimmt. Die wcsentlichcll oppositio­
nellen Parteien waren zuvor auf~löSl worden, ihre Repräsentanten 
sitzen wie de r populäre Kim Du Jung (siche AlB 11-12(1980, S. 
26·28) im Gefängnis oder dürfen sich poliliKh nicht betätigen. 
Gcwisscnnaßcn als großzügige Gesle "ufügte Clon daraufhin eine 
Amne!!!ic fUT 5.221 Häftlinge; prominente politische Gefangene be­
fandeIl sich allerdings nicht darum<:r. Zugleich ging er brutal gegen 
die nach du Ermordung Parks gegründelen freien EinzeIgewerkschaf­
ten vor, deren Rechte aufgehoben wurden. Zahlreiche Gewcrk· 
schaftduhrcr wurden verhaftet. 
Die Maßnahmen Chon Du Hwans, der allgemein auch ab der 
"Schlächter von Kwangjiu" Berühmtheit erlangte (siehe AlB 
7·8/1980, S. 42-43), fanden bei der neuen US·Regierung so viel Zu· 
stimmung, daß ihm bei seinem Besuth in WashingIOn im Febmar dJ. 
die Erhöhung der Militiirkredite - gegenwärtig belaufen sie sich auf 
160 Mio Dollar - und die fortgesetzte Stationierung der derzeit 
nahezu 40.000 US·Soldaten in Südkorea garantiert wurde. Außerdem 
soll das Militärregime die neuesten Waffen amerikaniseher Rustungs­
produktion erhalten, darunter Kamprnu~euge vom Typ F-16. Auch 
Japan hat iru:wischen seine Zurückhaltung aufgegeben und ist dem 
Regime mit einem Kredit in Höhe von 190 Mio D~I beigesprungen. 

China-Westmächte 
Die im Zuge des sog. .. Modernisierungsprogramms" von 1977 (vgl. 
Al B 1/1980, S. 11 -13) mit groBen Propag-.. ndaaufwand verheißenen 
Großprojekte der VR China im Bereich der Schwer· und chemischen 
Industrie sind mittlerweile in Frage gestellt. Japanische Firmen muß­
ten Sttdchungen in Höhe von 3 Mrd o~1 fUr die Lieferung kompletter 
Fabriken hinnehmen. Gegenüber BRD·Firmen stornierte Peking U.a. 
einen Vertrag uber die Liderung eines Walzwerkes zum Preis von 1,3 
Mrd D~ I . 

Diese SU'eichungen sind die Konsequenz einer Krise der chinesischen 
Wirl$chaft, die sich in U.a. einem Haushaltsdefizit von 22 Mrd D~ I 

widerspiegelt. Zum einen i$1 die Olförderung niedriger als erwarlet, ja 
C5 $leht zu erwarten, daß die Produktion von 761 Mio BareIl ( 150 I) 
im Jahr 1980 auf 720 Mio BareIl 1982 sinken wird (US News & 
World Report. Washington, 9.2.1981). Notwendig sind daher 1981 
Kürzungen in der Energieversorgung. Oie Auslastung der Fabriken 
abe r lag 1980 ohnehin nur bei 70%. Zudem muß der chinesischen 
Führung erst einmal daran gelegen sein, die Inflalionsrate von 10% zu 
senken und die s tarke Schrumpfung der Devisenreserven aufzu· 
fangen. 

Kampuchea 
Für das J ahr 1980 ist in Kampuehea eine allgeme"'e Konsolidierung 
der Lage zu veneichnen, werden die lIinterlassen~chahen der Pol· 
Pot-Zeit überwunden. Bis auf Dorfebene konnten von der Nationalen 
Front rur die Rettung Kampucheas bereit~ Revolutionäre Volks­
räte ins Leben gerufen werden. In einigen Wochen sollen Wahlen 
stattfinden. Aus den Flüchtlin~lagern kehrten mehr als 100.000 
Menschen in ihre Heimat zurück, mehrere Regimenter der rechten 
Khmer Serai sind seit Dezember 1980 übergelaufen. 
Der von der indochinesischen AuBenministerkonferen:t in Ho-Chi· 
Minh·Stadt entworfene Vorschlag zur Lö~ung des Kampuchea­
Problems (siehe Dokument in diesem Heft) wurde - auf Betreiben 
insbesondere der VR China und der USA - von den ASEAN-St3aten 
Anfang Februar 1981 abgewiesen. Sie präsemierten stattdessen ein 
neues Projekt: Die Vereinigung kampucheanischer "Widerstands­
gruppen" unter Führung eines ,.Nichtkommuninen", da die Mannen 
der Roten Khmer um Yeng Sary, Pol rot und Khieu Samph:m in­
zwischen international als Massenmörder diskreditiert sind. Der 
ehemalige Ministerpräsident und Antikommunist Son Sann verkün­
octe daraufhin die Gründung einer provisorischen Regierung im Exil. 
Analog suchte auch Ex·Premier Prinz Sihanouk zunächst seine 
O\ance und erklärte sich Zur vormals kategorisch abgewiesenen Zu­
sammenarbei t mit den Roten Khmer doch bereit (seine Absage vom 
August 1979 siehe in: AlB 2/ 1980, S. 17). Angesichts dei geringen 
internationalen Echos und der mangelnden Bereitschaft zur Einheit 
unter den diversen exilkampuche .. nischen Gruppierungen zog er in­
zwischen seine Zusage wieder zurück. 
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Pakistan-Afghanistan 
Mitte Februar dJ. erkundete Bundes3ußenminister H.D. Genscher 
bei einer Reise nach Pakistan Möglichkeiten zu intensiverer ZUliam­
menarbeit mit dcm MililälTegime Zia ul-Haq (siehe AlB 5/1980, S. 
23ff.). Er stellte in hJamabad !"Ur 1981 eine Aufstockung der 1980 
geleineten Hilfe von 130 Mio D~1 (zuzüglich 26 Mio DM fur die 
"afghanischen Flücht linge") in Aussicht. Damit steht die Bundes· 
republik an der Spitze aller westlichen Gcberländer. 
Nach Ans icht der Bundesregierung _ so der AuBenminiuer im Ge­
spräch mit Diktator Zia ul·Haq - spiele Pakistan bei der Lösung der 
Krisensituation in Südwestasien eine Schlüsselrolle. Ern vor kurum 
halle ein vom Internationalen Währun~fonds gewährtes Darlehen 
von 1,6 Mrd Dollar - übrigens der höchste jemals einern Entwick­
lungsland gewährte IMF-Kredit - einen drohenden Staaubankrott 
verhindert. 
Ebenfalls Mille Februar dJ. weilte einer der Führer der iru:wischen 
gespahe~n afghanischen "Rebellen", Gulbuddin Hekmatyar, in der 
Bundesrepublik. Er traf sich mit den CDU-Politikern Merles und 
Heck, dem CDU-Ministerpräsidenten von Baden·Wütttemberg L. 
Späth und dem bayerischen Ministerpräsidenten FJ. Strauß. Im 
Bonner Außenministerium wurde er vom Staatssekretär V'dn WeU 
empfangen. Einzelheiten aus diesem Gesprlich (z.B. zur bundesdeut· 
schen Unters tützung für die "Rebellen") wurden nicht bekanntge­
geben. 

Palästina 
Yassir Arafat, Vorsitzender der Paläninensischen ßefreiungsorgani· 
sat ion (PLO), hatte bereits \'or dem Amtsantritt Ronald Reagans im 
Januar dJ. klargenC'llt, die Lösung im Nahostkonnikt liege in der 
"paläninensischen Oplion und nicht in der jordanischen". Ihre 
,Jordanische Option" aber bekräftigte die Reagan·Admini5lration im 
Februar dJ. (siehe AlB 3/198 1, S. 47). 
Kein Wunder, daß der am 14.2.198 1 in Damaskus 'Zusammengetre­
tene PLO·Zentralmt Position zum Reag-Jn/Haig·Kurs bezog. Khalcd 
al-Fahoum, Prasident des Palästinensischen Nationalrates, erkiline 
n:lch der Tagung gegenuber der Nachrichtenagentur Wafa: " In Bezug 
~uf die Hahung der USA untersuchte der Zentralrdt die Erklärungen 
deI neuen US·Präsidenten und seines Außenministers, die eine Fort­
setzung der bisherigen US-Administration darstellen, die eine feind· 
liche Politik gegenüber dem paläninensischen Volk und der PLQ 
ve rfolgte." Zu fordern sei von lVashington die Anerkennung der 
PLO, der nationalen Rechte des palästinensischen Volkes sowie des 
Prinzips des Rückzugs lsrdels aus allen okkupierten Gebieten. 
K. aJ·Fahoum kundigte ferner die I:'. Tagung des Pahistinensischen 
Nationalrates f'o.ir den 11. ApriJ 1981 in Damaskus an. 

Iran-USA 
Einen Monat nach Unterzeichnung des Abkommens zur Freilassung 
der Angehörigen der US-Bol5chaft in Teheran vOm 19. 1.198 1 billigte 
der neue US-Pr!i.sident Ronald Reagan die getroffenen Verein· 
barungen. In dem Abkommen verpflichten sich die USA, sich nichl 
in die inneren Angelegenheiten dCl Iran einzumischen, die Wirt­
schaftsblockade gegen den Iran aufzuheben. sowie die eingefrorenen 
iranischen Vermögenswerte und die ßesitzUimer der Schah-Familie in 
den Iran zurückzuführen. 
Die Guthaben, die von der US·Regterung kontroliert wurden (2,4 
Mrd Dollar) und die sich bc.i ausländischen Zweigstellen amerikani­
schcr ßanken befanden (5,5 Mrd Dollar), wurden am 20.1. 1981 in 
den Iran überwiesen. Nach der Rückzahlung von Schulden gegenüber 
amerikanischen Banken blieben dem Iran noch 2,88 Mrd Dollar. 
Ober weitere iranische Guthaben in den USA in Höhe VOn ca. 4 Mrd 
Dollar und das Vermögen der Schah· Familie soll bis splitestens Sep­
tember 1981 entschieden werden. Zur Schlichtung von Streitfragen 
wird ein imernalionalCi Schiedsgericht geschaffen, in das die USA, 
Algeriell und der Ira/l je 1/3 der Mitglieder entsenden. 
Beim hiesigen Propagandatummel um die US-Gei~ ln wurde u.a. der 
Vorwurf erhoben, diese seien gefoltert worden. Als "Folter" wertet 
man das Verbinden der Augen, die Fesselung der Gefangenen sowie 
das Aruchauen von iranischen PropagandafiJmen. Diese Vorwürfe, 
die erst erhoben wurden, nachdem die Gei~ln in der US·Militäraka· 
demie Wett Point eingestimmt worden waren, wurden jedoch bald 
sowohl ''0111 Iran als auch ,'On Geistlichen und Ärzten, die die Ge­
fangenen während ihrer Haft besucht halten, widcrlegl. 



Daß die US·Botschaft in Tehel'lln vor allem der Organis ierung der 
il'llnischen Kontenevolution d iente, wurde im nachhinein ebenfalls 
bestätigt. Nach Berichun der New Yorker Zeitschrift Time vom 
2.2. 1981 WoIren mindestens 3 Botschaftsangehörige Mitglieder von 
US·Geheimdiensten. Diese Infonnat ionen gehen aus US·Dokumenten 
hervor, die im Iran beschlagnahml wurden. 

Irak-Iran 
Am 24. Februar dJ. erklärte der schwedische UN·Beauftragte Olaf 
Palme auch seine zweite Mission zur Vermittlung im irakisch·irani· 
sehen Krieg fIlr gescheitert . We~n der beiderseiu schwelenden ,.na­
tionalen Emotionen", so O. Palme, sei die Zei t für einen Verband­
lungsfrieden "noch nicht reif". 
Geradeso erging es unmittelbar danach der 8-köpfigen Delegat ion der 
Islamischen Wehkonferenz (unter Leitung des guineischen Präsiden­
ten Sekou Touu). Sie holte in Bagdad eine ve rbale Bereitschaft zum 
Waffemtillstand, in Teheran aber eine unveränderte Ablehnung aller 
Friedensgespräche, solange kein "ollständiger il'llk ischer Abzug von 
iranischem Territorium erfolgt sei, ein. Ayatollah Khomeini begrün­
dete diese weiter unnachgiebige Haltung des Iran mit dem Argument: 
"Im Islam ist der Kompromiß ~it dem Feind sinnlos_" 
Anfang J anuar dJ. hatte der t ran seine erste Gegenoffemive gegen 
die Okkupation in der Südwest· Provinz Khuzistan gestartet - ohne 
nennenswe{te Verschiebung der Frontlinien (Kriegseinschätzung 
siehe in: AlB 1/198 1,5_ 16-22). Bagdad knüpft im übri~n weiterhin 
an eine Kriegseinstellung die Vorbedingung, der tran mune zuvor 
öffentlich die Souveränität dct Irak über die von ihm eroherten 
Grenzgebiete und du Shatt al-Arab (gemeiß!;amer flußlauf von 
Euphrat und Tigris) anerkennen. 

Uruguay 
Nach der Rderendum!rNiederlage der uruguayischen Militärs Ende 
November 1980 ist der Kampf des Volkes von Uruguay in eine neue 
Phase eingetreten (vgl, AlB 2/1981, S. 18). Das Nein zum Verfas­
sungsprojekt der Putschisten wiegt umK/ schwerer, berücksichtigt 
man - wie Dr_ Bugo ViIlar, Exekutivsckretär der Frente Amplio im 
Ausland betonte - , daß ,,10.000 führende Kräfte nicht wählen konn­
ten und iiber ~OO.OOO wahlberechtigte Uruguayer im Ausland I~ben". 
In einer Erklärung der Frente Amplio vom Januar dJ, wird es nun 
als notw~ndiger denn je bezeichnet, .. den Prozeß der Obereinstim­
mung aller demokratischen Kräfte zu fördern". Als deren gemein­
same Forderungen an einen Prozeß der demokratischen öffnung 
schlug sie yor "die Wiederherstellung der Rechte und Freiheiten, die 
Freilassung aller aus politischen und gewerkschafdichen Gründen ein­
gekerkerten Patrioten, d ie Aufhebung aller Einschränkun~n der 
Bür~rrechte und die Rückkehr der im Exil lebenden Uruguayer. Nur 
durch die völlig uneingeschränkte Beteiligung aller Kreise am Leben 
des Landes kann mit allen erforderlichen Garantien eine wahrhaft 
repräsentative verfasmngsgebende Nationa"'~r$amm lung geschaffen 
werden. die den Weg zur Errichtung einer demokratischen Ordnung 
festlegt. die sich auf die Achtung aller Rechte und Freiheiten stützt." 
(lksde Uruguay, Nr. I/Januar 1981) 
Die Gruppe der Demokratischen Konvergenz (Plattform in: AlB 
9/1980, S. (6) gab Mitte februar dJ . ein Sofortprogramm zur Wie­
derherstellung der Demokratie in Uruguay bekannt, das gleichfalls 
die Wahl einer verfassungsgebenden Versammlung unter Zulassung 
aller Parteien fordert. Aufl.crdem verlangt die Konvergenz die unver­
zügliche Freilassung des Priisidenten der Frente Amplio, General 
LibeT Seregni, wie aller anderen eingekerkenen Demokraten sowie 
die Legalisierung d~r verbotenen Gewerkschaften und Parteien. 

Nlkaragua 
Ihre Tätigkeit wiederaufnehmen konnte d ie Anfang Februar dJ . vOn 
der Regierung kurzfristig verbotene Ständige Menschenrechtskom­
mission (ePDH ) in Managua. Bedingung war der Riicktritt des Leiters 
der Kommission, Esteban Gonnlez, dem u.a, von zahlreichen Mit­
gJiedeTn des Ausschusses vorgeworfen wurde, das Biiro der Kom, 
mission zu parteipolitischen Zwecken mißbraucht zu haben. Auf 
einer Europareise hane E, Gonzalez, Führer der oppositionellen 
bürgerlichen Christlich-Sozialen Partei, von schweren Menschen­
rechtsv~rletzungen und Folterungen durch die neue Regierung in 
Nikaragua gesproehen. 
Demgegenüber hane die lateinamerikanische Menschenreehtskom­
miHion die Situation der Menschenrechte in dem mittelamerikani­
!lehen Land flir vorbildlich erklärt. E. Gonzalez' Versuch, die sandini­
stische Regierung auf internationaler Ebene zu diffamieren, läßt sich 
in eine Kampagne zur Destabilisierung der nikaraguanischen Revolu­
tion einreihen. 

Zimbabwe 
Im November 1980 zutage getretene Differenzen zwischen der Afri­
kanischen Nationalunion von Zimbabwe (ZANU) des Premiermini­
sters R_ Mugabe und der Afrikanischen Volksunion von Zimbabwe 
(ZAPU) J. Nkomos sind im Februar dJ . in heftigen militärischen 
Auseinandersetzungen im Siidwesten des Landes entflammt. In sie 
waren nicht nur die in Auffanglagern stationierten Armeen der 
ZANU (ZANLA) und der ZAPU (ZIPRA), sondern auch Teile ihrer 
Mitglieder in der neu gebildeten integrierten Armee verwickelt_ Erst 
nach einwöchigen Kämpfen, in denC1l die Mugabe-Regierung von 
weißen Offizieren geftihrte Einheiten der ehemaligen "Rhooesian 
African Rifles" und die Luftwaffe einsetzte, konnten die außer Kon­
trolle geratenen Mannschaften beider Parteien teilentwaffnet und in 
weit von einander getrennte Lager verlegt werden. 
Hintergrund dieser Auscinandersetzungen sind Versuche R, Mugabes, 
in der Regierung die Posi tionen seiner von möglichen Rivalen gesäu­
berten Partei zum Nachteil der ehemals in der Patriotischen front 
Vl:rbiindeLen ZAPU zu ycrbessern (siehe Al B Nr. 3/1981, S. 46). Auf 
einer Tagung des Zentralkomitees der ZAPU fand die auch VOn 
ZIPRA-Einheiten mitgetr .. gene militärische Eskalat ion keine Mehr­
heit. DM ZAPU·ZK votierte ftir die Fortsetzung der Regierungs­
zusammenarbeit mit der ZANU. 

BRD-Waffenexporte 
Immer gräfkre Dimensionen nimmt der projektierte bundesdeutsche 
Waffenexportboom nach Saudi Arabien an. Neben den 300 Leopard· 
lI·Panzern und verhandelten 1700 Panzerfahneugen (siehe Al B 
3/1981, S. 4ff.) inttressiert sich die feudalabsolutistische Führung in 
Riad jetl:t rur weitere 900 Kelltnfahneuge, wodurch d~r Gesamt­
WeTl des Geschäfts auf die traumhafte Summe von etwa 10 Mrd D~I 
wachsen würde. Daneben verdichttn sich die Meldungen, wonach die 
Sauds nunmehr auch Kampfflugzeuge vom skandaltrikhtigen Typ 
Tornado abnehmen wollen - ein Umstand, der die bei dieser bunde.­
deutsch-bri tisch-italienischen Gemeinschaftsproduk t ion vorprogram­
mierte Finanzierungslücke schließen helfen könnte. VeT$chiedene 
Anzeichen deuten darauf bin, daß das Panzergeschäft mit dem 
Münchner Riistungskonzern Krauss-~1affei bereits perfekt ist und die 
Bundesregierung nur noch ihre förmliche ZustimmLillg erteilen 
müßte. 
Auch im Falle der geplanten U-Bootliderungen an die chilenische 
Militärjunta geht zumindest der Bau auf der Kieler HDW,Werft wie 
~plant weiler_ Jedenfalls enthiillten die Kieler Nachriehten am 19. 
Februar dJ., daß sich ein chilenischer Marinroffizier bereits auf der 
Werft aufhalte, um sieh in die U-Boot-Technik einweisen zu lassen_ 
Während der chilenische Botschafter in Bonn Anfang Februar von 
"fristgerechter Lieferung" sprach. belichtete Die Weh am 24.2,1981, 
Chile bekäme die besteHlen U-Boote yoraussiehtlich auf Umwegen 
wer die USA. 

Adressenänderungen biHe rechtzeHig bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 
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Mit Reagan/Haig in den Krieg? 
Europa und die USA ~ollten eine gemeinsame militärische Einsatz­
streitmacht im Nahen und Mittleren Onen bereithalten. Die mili­
wilche Beteiligung Westeuropat an der "Sicherung der ölquellen" 
~ der Pliifstcin rur die deu:itigen Beziehungen zu den USA. Auf 
dem Prüfstand stünden vor allem die BRO, Großbritannien und 
Frankreich; die Einordnung die~er Staaten in eine neue Form der 
Zusammenarbeit zwischen den USA und West<:uropa sei die 
Schlüssclfrage fur die "Sicherheit des Wesleru". 
Dies ist die aktuell-politische Quintcucnz eines Berichts, den die 
Direktoren der außenpolitischen Institute der vier tonangebenden 
Westmachte Ende Februar 198\ der Öffcndichkcit unterbreitet 
hatten. Es handelt sich dabei um das Forschungsinstitut der Deut· 
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik (Bonn), den Council of 
Foreign Affairs (New York) , das Institut Francais des Relations 
Internationales (Paris) und das Royal Imt,tute of International 
Affairs (London) - vier "Denkfabriken", deren Oberlegungen in 
der Regel die Vorarbeit rur politische Entscheidungen auf höchster 
Ebene darstellen und die auf das engste mit dem politischen Estab· 
lishment in den vier Hauptstädten verwoben sind. Zum Prli5idium 
dcr Deutschen GesellSChaft rur Auswärtige Politik gehören z.B. 
Bundeskanzler Helmut Schrnidt und Verteidigungsminister Hans 
ApcL. 
Daß die Empfehlungen der Politikberater in der Tat eine bedroh­
liche Tendenz widerspiegeln, wurde an den Ergebnissen der Besu­
che des fra nzösischen und bundesdeutschen Außenmininers sowie 
der britischen Premierministerin Margret ThatCher in Washington 
deutlich. Eine Armac!a von 15 Kriegsschiffen hat Frankreich bereits 
in den Indischen Ozean entsandt. als Beweis daFür, so Francois­
Poncet. "daß wir 'Zum Schutz der freien Durchfahrt durch die 
Meerenge von Honnuz bereit sind". Als Krönung der neu erwach­
ten Einhelligkeit zwischen London und Washington erklärte M. 
'fhatcher unumwunden ihre Bereitschaft, sich an einem internatio· 
nalen Flottenverband Zu beteiligen und auch britische Truppen für 
die Schnelle Eingreiftruppc der USA zur Verfugung zu stellen. 
H.D. Gemcher, dem die Hände vorerst noch durch grundgesctzliche 
Bestimmungen gebunden sind, die den Einsatz von Bundeswehrver· 
bänden nur im unmittelbaren Verteidigungsfall gestatten. bekannte 
sich in Washington 'Zum sog. Host-Nation-Support·Konzepl. Dieses 
Konzept besagt nicht mehr und nicht weniger, als daß die BRD als 
Gastland die Schnelle Eingreif truppe ~m Persischen Golf mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln unterstützen würde. 
Es bat also den Anschein, daß die fiihrungskreise der drei wichtig· 
Slen europäischen Mächte tatsächlich bereit sind, mit Ronald 
Reag-,m und Alexander Haig in den Krieg zu ..:iehen, und zwar in 
einer Region. die bis lang außerhalb des Kompetenzbereichs der 
NATO lag. Danuf muß man in der Tat die frage zuspitzen. denn 
die neuen Herren in Washington baben seit ihrem Amtsantrill kei­
nen Zweifel daran gelassen, daß sowohl ihr gigantisches Hochrü· 
stungsprogramm als auch das sich konkretisierende Projekt einer 
Schnellen Eingreiftruppe keineswegs nur der Abschreckung dienen 
sollen. Vielmehr sollen sie die materi~lI~n Vorausset..:ungen damr 
abgeben. daß der Krieg als Millel der Politik wieder gangbar und 
schmackhaft gemacht werden kann. 
In dieses Konzept olm Rande des atomaren Abgrunds passen nicht 
nur die Spruche eines Ale"ander Haig, daß es "wichtigere Dinge" 
gebe "als im fried~n zu sein", sondern auch die Art und Weise wie 
Washington auf die auf dem jüngsten KPdSU-Parteitag von Leonid 
Breschnew dargelegten friedens- und abrüSlUngspolitischen Vor· 
schläge reagiert haI. Ganz auf der Linie der Absage an den Gedan­
ken des militärischen Gleichgewichts haben A. Haig und 11.0. Gen­
scher im gemeinsamen Kommunique ("volle Obereinstimmung in 
enucheidenden Fragen") den sowjetischen Moratioriumsvorschlag 
zurückgewiesen und Kurs auf die volle Verwirklichung du NATo.. 
Rakctenbeschlwses vom Dezcmlx-r 1979 genommen. als ob die 

BRD mehl bereiu heute d~r größte Lagerplatz atomarer Waffen ­
und damit das Pul\'erfaß Europas wäre. Oie 572 neuen Millel· 
streck~nraketen, die die I\'ATO jelzt zusatzlich in Weneuropa sta· 
tionieren will, bedeuten nicht nur den Auftakt..:u einer neuen Run· 
de des WCuTÜstens. sie könnten zum zündenden funken werden, 
der das Pul.erfaß Europa hochgehen läßt. 
"In d~n On-West·Be..:iehungen". kommentierte die Frankfurter 
Allgemeine am 11.3.1981 mit Genugtuung. "ist der Wandel der 
amerikani.chcn Politik, aber auch die verbale Anpassung der deut· 
sehen Außenpolitik bei diesem Genscher·ßesuch besonders augen­
fällig. Das Wort 'Entspannung' ist aus dem deutsch·amerikanischen 
Dialog verbannt und durch den Begriff Stabilisierung der O,t,West­
Beziehungen ersetzt worden". 

"Stabilisierung" bedeutel in der neuen US·Konfrontationspolitil:. 
vor allem die Gewährleistung dessen, was dort unt~r "nationaler 
Sicherhei!" \'erstanden wird, die "Befriedung" jener "globalen Tur­
bulenzen". nämliCh vor allem innere sozial revolutionäre Pro..:essc in 
Entwicklungsländern, die für Washington alleSlimt das Werk eines 
von Moskau aus inszenierten "internationalen Terrorismus" sind. 
Erst wenn die Sowjetunion dies, sprich: die Unterstützung nationa· 
ler und so..:ialer Befreiungskämpfe in der Dritten Welt unterlasse, 
sich also auf die festschreibung des gesellschaftspolitischen Status 
quo einlasse. wäre Washington wieder zur Rtickkehr zu einem Mini· 
mum an geregeltem Miteinander in den internationalen ßeziehun­
gen berel!. 
Bis dahin Set..:t man einstweilen auf die offen militärische Stabilisie­
rung reaktionärer Bastionen. auf die Verhinderung weiterer Nikara· 
guas. Angolas und Äthiopiens mit allen Milleln. Und es paßt in 
dieses Konzept, wenn Washington neben dem Persischen Golf die 
Unterstützung der US·Position in EI Salvador ..:um Prüfstein für die 
westeuropäischen Verbündeten gemacht hat (siehe AlB-Aktuell) 
und sich 11 .0. Gcnscher mit A. Haig nicht nur auf die Verurteilung 
"der Einmischung kommunistischer Länder in die inneren Angele­
genheiten von EI Salvador" (kein Wort über das Heer der US·Mili­
tärberater!). sondern auch auf die Unters tül'Zung der Duartt'-Junta 
eingelassen hat. 
H.D. Genscher müßte wissen, daß er hier mit dem feue r spielt. 
Denn längst wird das Projekt der Schnellen Eigreiftruppc von 
Washington nicht mehr auf die Golf· Region begreru:l, rondern als 
Instrument globaler Konterrevolution verstanden. Wenn nach den 
eingangs zitierten Empfehlungen der Politinstitute die euroamerika· 
nische Einsatzstreitmacht nicht nur bei einer "sowjetischen Militär· 
invasion". sondern bereits bei verscharften "nationalen Rivalitä­
ten" und. "im falle innerer Unruhen. die westl iche Interessen ge· 
fahrden". in Aktion Ir~ten soll, dann wird sichtbar, wie niedrig 
heute die Schwelle ist und wie schnell die Westeuropäcr heute in 
kriegerische Abenteuer verstrickt werden könnten. Es sci denn eine 
erstarkende friedensbewegung schiebt derartigen Plänen einen 
Riegel vor. 




